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Kein Atommüllendlager in Schacht Konrad

Einleitung

Vom Beginn der Nutzung der Atomtechnologie
an war klar, daß dabei radioaktive Stoffe
anfallen würden, die keiner weiteren Ver−

wendung zugeführt werden können und des−
halb irgendwie beseitigt werden müssen. Man

glaubte jedoch, das würde keine großen Sor−

gen machen. Erst nachdem schon die ersten
Versuchsreaktoren in Betrieb waren, fing
man an, sich mit den Fragen der Beseitigung
der radioaktiven Abfälle zu befassen.
In der Bundesrepublik wird die Atomtechno−

logie seit fast dreißig Jahren für die Strom−

produktion genutzt, in sprunghaft zuneh−
mendem Maße erst nach 1981. Heute sind 20

große AKWs in Betrieb. Trotzdem ist die Fra−

ge noch immer ungeklärt, wie der dabei ent−
stehende Atommüll beseitigt oder "entsorgt"
werden kann. Es fehlt jede Aussicht, daß

Endlager eingerichtet werden können, durch
die Menschen und Umwelt vor den Gefähr−

dungen durch den Atommüll sicher geschützt
werden können.
In der Bundesrepublik gibt es drei Standorte,
die für die Endlagerung von Atommüll von

Bedeutung sind, das ehemalige Kalibergwerk
Asse II bei Wolfenbüttel, die ehemalige Erz−

grube Schacht Konrad in Salzgitter und den

Salzstock Gorleben, in dem ein Bergwerk für
ein Endlager im Bauist.
In dieser Broschüre sollen hauptsächlich die

Gefährdungen dargestellt werden, die von
einem Endlager für radioaktive Abfälle im
Schacht Konrad ausgehen. Es geht einerseits

um die langfristige Bedrohung durch die im
Atommüll enthaltenen Radionuklide, ande−
rerseits darum, daß ein dauerhafter Ein−
schluß des Atommülls unter den geologischen

Bedingungen im Bereich von Schacht Konrad
nicht. erwartet werden kann. Daraus geht
hervor, daß Schacht Konrad als Endlager für
Atommüll nicht geeignet ist. Es soll aber

auch gezeigt werden, welchen Stellenwert

Schacht Konrad in der gesamten gegenwärti−
gen Planung zur Entsorgung der AKWs hat.

Deshalb wird in zwei vorangestellten Ab−
schnitten die Entstehung des Atommülls in

den Atomanlagen und der in der Bundesre−

publik praktizierte Umgang damit beschrie−

ben und die bisherige Geschichte der Endla−

gerprojekte dargestellt. Zum Schluß folgen

Überlegungen, wie die erforderliche Ausein−

andersetzung um ein Endlager Schacht Kon−
rad im besonderen und die Atommüllentsor−

gung im allgemeinen stärker als bisher in
die öffentliche Diskussion gebracht werden

kann.

Wege ohne Ziel − Die Praxis der Atommüllentsorgung in der Bundesrepublik

Atommüll entsteht in erster Linie und in

großem Maßstab im Zusammenhang mit dem
Betrieb von Atomkraftwerken, die zur

Stromproduktion eingesetzt werden, oder,
wie es ursprünglich auch in der Bundesrepu−
blik geplant war, der Herstellung von Pluto−
nium dienen sollen.
Die Wege, die die verschiedenen radioakti−
ven Abfälle von ihrer Entstehung anin ver−
schiedene Anlagen in der Bundesrepublik
und über ihre Grenzen hinweg nehmen, sind
in dem Schaubild Abb. 1 dargestellt. Ich bin
ihnen auch im folgenden Text nicht überall
hin nachgegangen, die Lücken möge man mir
verzeihen.

Bereits bei der Gewinnung und Weiterverar−

beitung von Uran in Bergwerken, vor allem

im Tagebau, wie er in Australien, Kanada,
Namibia und den USA in großem Maßstab
betrieben wird, aber auch im Erzgebirge in
der DDR, bedrohen die ausgedehnten unge−
schützten Abraumhalden die dort lebenden
Menschen durch das Freiwerden von Radon
und uranhaltigem Staub und Abwasser. Von

irgendeiner sinnvollen Art der Beseitigung
dieser Abfälle zum Schutz der Bevölkerung

kannnicht die Redesein.
Bei der Urananreicherung und der Brennele−

mentfertigung, die in der Bundesrepublik in

Gronau, Hanau und Lingenstattfinden, ent−
stehen nicht nur radioaktive Abfälle, son−

dern auch Fluorverbindungen. Sie werden z.
T. in der industriellen Verarbeitung "recy−
cliert" oder kommen auf Sondermülldeponien.

Solange ein Atomreaktor "angeschaltet"ist,
also Wärmeenergie für die Stromproduktion
liefern soll, entstehen in den Brennelemen−
ten neue radioaktive Stoffe, darunter Pluto−

nium, aber auch eine große Anzahl von an−
deren Radionukliden. Das führt nach und

nach zu einer Verminderung der Energielei−
stung der Brennelemente, sodaß diese etwa

alle drei Jahre ausgewechselt werden müs−
sen. Die Brennelemente sind dann hochra−
dioaktiv geworden und geben noch über ei−

nen längeren Zeitraum ziemlich hohe Wärme

ab, die sogenannte Nachzerfallswärme. Sie

müssen deshalb vor dem möglichen Abtrans−

port mindestensein halbes Jahr im Reaktor−

gebäude in einem Abklingbecken gekühlt
gelagert werden.
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Brennelemente aus den üblichen Leichtwas−
serreaktoren wie Stade, Biblis oder Krümmel

gelten in der Atomindustrie nicht als Abfall,
sondern als Rohstoff für die Plutoniumge−
winnung durch Wiederaufarbeitung. In den

Anfangszeiten der Atomtechnologienutzung
wurde die Wiederaufarbeitung nicht nur als

ein wichtiger Schritt zur Produktion von

Plutonium als Schnell−Brüter−Brennstoff

betrachtet, sondern auch als praktische

Möglichkeit, sich der abgebrannten hochra−

dioaktiven Brennelemente zu entledigen.
Man ging davon aus, daß die Beseitigung der

danach übrigbleibenden radioaktiven Abfälle

keine Probleme bereiten würde.

In der Bundesrepublik wurde Anfang der

Siebziger Jahre mit der konkreten Planung
einer großen Wiederaufarbeitungsanlage

begonnen.Bis zu ihrer Fertigstellung sollten

vorläufig Brennelemente im Ausland wieder−

aufgearbeitet werden. Es mußte aber damit

gerechnet werden, daß es dort Kapazitäts−

probleme geben würde. Deshalb sah man die

Errichtung von sogenannten externen Zwi−

schenlagern vor. Eins davon ist seit Jahren

in Ahaus im Bau. Es soll in diesem Jahr fer− −

tiggestellt werden. Nachdem in Gorleben die

Absicht, ein Nukleares Entsorgungszentrum
zu bauen, aufgegeben werden mußte, wurde

dort der Bau eines Zwischenlagers durchge−
setzt. In den Zwischenlagerhallen sollen die

Castor−Transportbehälter den einzigen man−

gelhaften Schutz gegen das Entweichen der

Radioaktivität aus den Brennelementen bie−

ten. Die Einlagerung von Castorbehältern im

Zwischenlager Gorleben hat bis heute nicht

stattgefunden. Auch das Eingangslager, das

als erster Gebäudeteil der WAA in Wackers−

dorf gebaut wurde, sollte als Zwischenlager
für abgebrannte Brennelemente genutzt wer−

den. Zur Zeit ist es als Industriehalle ver−

mietet.
Den AKW−Betreibern wurde seit Ende der

Siebziger Jahren auch erlaubt, die Abkling−
becken so auszurüsten, daß sie Lagerplatz
für Brennelemente für eine Betriebszeit bis

zu 12 Jahren bieten. Diese sogenannten

Kompaktlager wurden in fast allen AKWs in

der Bundesrepublik eingerichtet.
Brennelemente aus bundesdeutschen AKWs

sind zur Wiederaufarbeitung vor allem nach

La Hague in Frankreich geliefert worden,

einige sind auch nach Windscale−Sellafield

in England gelangt. Nach der Wiederaufar−

beitung muß die Bundesrepublik nicht nur

das Plutonium,sondern auch frühestens von

1990 an den bei der Verarbeitung der

Brennelemente entstandenen Atommüll wie−

der zurücknehmen. Längst ist allgemein be−

kannt, daß im Wiederaufarbeitungsprozeß

große Mengen an Atommüll entstehen, ange−

fangen bei der hochradioaktiven, wärmeent−

wickelnden Auflösersäure und den übrig−
bleibenden Halterungen und Hüllrohren der

Brennelemente über verschiedene chemische

Stoffe aus den weiteren Verarbeitungssch−

ritten, zu Abluft− und Abwasserfiltern bis

zu Schrott, der beim Auswechseln von An−

lagenteilen anfällt.
Nicht zu vergessen ist, daß die Abwässer

von Sellafield und La Hague zum großen Teil

ungefiltert in die See abgelassen werden.

Andere Brennelemente wie die Graphitkugeln
des THTR, aber auch die sogenannten Misch−

oxid−Brennelemente (MOX−BE), zu denen das

aus der Wiederaufarbeitung stammende Plu−

tonium heute mitverarbeitet wird, können

wegen großer technischer Schwierigkeiten z.

Z. nicht wiederaufgearbeitet werden. Sie

müssen deshalb als hochradioaktiver Müll

"entsorgt" werden. Die THTR−Brennelemente,

die sich zur Zeit noch in dem Kraftwerk bei

Hamm−Uentrop befinden, sollen vermutlich

noch 1990 in das Zwischenlager Ahaus ge−
bracht werden. Für die heute eingesetzten
"MOX−Brennelemente gibt es noch gar keine

Lagermöglichkeiten, sie sammeln sich derweil

erst einmal in den Kompaktlagern an.

Im Reaktorbetrieb können die entstandenen

Radionuklide nicht vollständig in den

Brennelementen zurückgehalten werden. Sie

gelangen deshalb in den Primärkühlkreislauf

und von dort über Undichtigkeiten in alle

anderen Anlagenteile und ins Reaktorgebäu−
de. Weil sie den Aufenthalt von Menschenin

den Betriebsräumen sehr gefährlich machen,

müssen sie ständig entfernt werden. Aus den

Reinigungsarbeiten, die regelmäßig im All−

tagsbetrieb erforderlich sind und in großem

Maßstab jedes Jahr während des Brennele−

mentwechsels, aber auch nach Störfällen

durchgeführt werden müssen, fallen daher

große Mengen radioaktiv verseuchter Abfälle

verschiedenster Art an. Dassind z.B. Filter

für Kühlwasser und Abluft, kontaminiertes

Altöl aus den Pumpen, dazu kommen Massen

von Papierwischtüchern und andere Reini−

gungsmittel, die Schutzanzüge, ohne die das

. Personal gar nicht arbeiten könnte, Rohrlei−

tungsschrott aus Reparatur− und Umbau−

maßnamen und vieles mehr.

Auch in den Forschungsanlagen entstehen

große Mengen von Atommüll. Es sind neben

dem Kernforschungszentrum Karlsruhe(KfK),

der Kernforschungsanlage (KFA) in Jülich,

der Gesellschaft für Strahlen− und Umwelt−

forschung (GSF) in Neuherberg bei München

das Hahn−Meitner−Institut in Berlin (HMD)
und die Gesellschaft für Kernenergieverwer−

tung in Schiffbau und Schiffahrt (GKSS) in

Geesthacht. Die Abfälle stammen hauptsäch−

lich aus Versuchsreaktoren. Sie sind trotz
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der Betriebsführung, die sich von der der

stromproduzierenden AKWs erheblich unter−

scheidet, keineswegs ungefährlich. In Karls−
ruhe kommen noch die Abfälle aus der Ver−

suchs−Wiederauf−arbeitungsanlage WAK

hinzu, vor allem hochaktive Auflöserflüssig−
keit.
Die Forschung in den großen Institutionen
wird hauptsächlich zum Nutzen des AKW−
Betriebs durchgeführt. Die Abfälle, die dabei

entstehen, müssen deshalb dem Atompro−
gramm zur Stromproduktion zugerechnet
werden. Nur ein sehr geringer Teil von ra−

dioaktiven Stoffen wird für industrielle
Zwecke anderer Art und in der Medizin be−
nutzt.

In allen Atomanlagen haben sich über die
Jahre so große Mengen von schwach− und
mittelradioaktiven Abfällen angesammelt,
daß sie dem Betrieb ernsthaft hinderlich
wurden. Deshalb sind bei mehreren AKWs

Zwischenlager auf dem Anlagengelände er−
richtet worden. Eine weitere Behelfslösung
sind "Transportbereitstellungslager", in de−

nen Atommüll gänzlich unbefristet gelagert
werden kann. Auch in den Kernforschungs−
anlagen sind im Lauf der Jahre mehrfach
neue Zwischenlager entstanden. Ausweich−

möglichkeiten bieten noch das externe Zwi−

schenlager in Mitterteich in Bayern und das

Faßlager auf dem Zwischenlagergelände in
Gorleben.
Zur Verringerung der Mengen des anfallen−
den Atommülls hat die Atomindustrie soge−
nannte Konditionierungsverfahren entwik−

kelt. Sie dienen bloß der Volumenverminde−

rung, die Zahl der benötigten Behälter ist

geringer, die Radioaktivitätsmenge im ein−
zelnen Behälter wird größer. Die Abfälle
können z.B. in fahrbaren Konditionierungs−

anlagen direkt an den AKW−Standorten in
Behältern verpreßt werden. Sie können aber
auch zur Gesellschaft für Nuklearservice

(GNS) nach Duisburg transportiert werden
und dort konditioniert werden. Für brennba−
re Abfälle gibt es Verbrennungsanlagen,
eine auf dem Gelände des KfK in Karlsruhe,
eine zweite in Karlstein am Main gegenüber
von Hanau. Schrott aus AKWs wird in einer

Anlage im KfK eingeschmolzen und der Wie−

derverwertung in der Stahlindustrie zuge−
führt.
Nach der Konditionierung sollen die radio−

aktiven Abfälle von den Verursachern wie−

der zurückgenommen werden. Nachdem sie

durch die Bundesrepublik hin und her trans−

portiert worden sind, landen sie schließlich

wieder bei den Atomkraftwerken und in den

Forschungsanlagen undfüllen dort mehr und

. mehr die Lager.
In der Pilot−Konditionierungsanlage PKA in

Gorleben, für die Anfang Februar 1990 die

Baugenehmigung erteilt worden ist, sollen

Verfahren für das Umladen von hochradio−

aktiven Abfällen in Endlagerbehälter in die
Praxis umgesetzt werden. Ursprünglich ging
es einerseits um die Weiterbehandlung aller
radioaktiven Abfälle, die aus La Hague zu−

rückgenommen werden müssen, andererseits

um alle Arten von Brennelementen, die nicht

wiederaufgearbeitet werden können, also um

alles, was nicht in Wackersdorf verarbeitet

werden sollte. Die stabförmigen Brennele−
mente sollen in dezimeterlange Stücke zer−

schnitten und dann in die sogenannten Pol−

lux−Behälter für die Endlagerung umgepackt
werden. Die Glaskokillen und auch die

THTR−Brennelemente sollen aus den Trans−

portbehältern in Endlagerbehälter umgefüllt
werden. Auch mittel− und leichtaktive Ab−

fälle, wohl hauptsächlich aus der WAA La

Hague, sollen bearbeitet werden. Auffällig
ist, daß die PKA mindestens soviele radio−

aktive Stoffe an die Umwelt abgeben darf,
wie es für die WAA in Wackersdorf vorgese−
hen war, obwohl viel geringere Mengen an

radioaktiven Stoffen dort verarbeitet werden

sollen. Das ist darauf zurückzuführen, daß

Filter mit einem nur geringen Rückhaltever−

mögen eingesetzt werdensollen.

Wegen der verhältnismäßig geringen Verar−

beitungsmenge von 35 t pro Jahr hat die

PKA noch so etwas wie Versuchsanlagencha−
rakter.
Seitdem im März 1989 der Bau der WAA in

Wackersdorf aufgegeben wordenist, zeichnet

sich die Tendenz ab, daß die AKW−Betreiber

aus Kostengründen die Wiederaufarbeitung

ganz aufgeben wollen. Die sogenannte Di−

rekte Endlagerung der Brennelemente rückt

ihnen jetzt in den Blick. Sollte je ein Stand−

ort für ein Endlager für hochradioaktive

Abfälle bestimmt werden, würde wohl dort

eine große 350 t−Konditionierungsanlage die

Aufgabe des Umladens aller anfallenden

Brennelemente übernehmen.

Daß der hochradioaktive Müll noch jahrelang

gekühlt gelagert werden muß, ehe er über−

haupt in ein Endlager verbracht werden

könnte, wird von Atomvertretern als beruhi−

gender Zeitgewinn darzustellen versucht.

Ein betriebsbereites Endlager gibt es nicht.

Alle Wege des Atommülls enden in Zwischen −

lösungen, Provisorien oder der baren Unge−
wißheit.



Die Geschichte der Endlagerprojekte ? Eine Chronologie der Mißerfolge

Die wissenschaftliche und wirtschaftliche

Entwicklung war gegen Ende der Fünfziger
Jahre so weit vorangetrieben, daß an den

planmäßigen Ausbau der Atomindustrie und
. die Durchführung eines Reaktorbaupro−
gramms für die Stromerzeugung gedacht wer−
den konnte. Dieser Zeitpunkt wird markiert
durch die Einfügung eines Passus in das

Grundgesetz im Dezember 1959 über die Ge−

setzgebungskompetenz bei der "Erzeugung
und Nutzung der Kernenergie zu friedlichen
Zwecken" und durch das Inkrafttreten des

Atomgesetzes (AtG) Anfang 1960. Man war
sich bewußt, daß man mit einer nicht unge−
fährlichen Technik zu tun hatte, denn unter
den Zielen der gesetzlichen Regelungen fin−
det sich auch, "Leben, Gesundheit und Sach −

güter vor den Gefahren der Kernenerie und
der schädlichen Wirkung ionisierender
Strahlen zu schützen". Von der Beseitigung
radioaktiver Abfälle war allerdings im Ge−
setz noch nichtdie Rede.
Bereits zu dieser Zeit verschaffte man sich
mit dem Bau von Versuchsreaktoren schnell
das nötige Know−howfür den Bau und Be−
trieb größerer Reaktoren für die Strompro−
duktion. Auch die Wiederaufarbeitung von
Brennelementen zur Plutoniumgewinnung
fand großes Interesse. Dies waren Projekte,
von denen man glänzende wissenschaftliche
und wirtschaftliche Erfolge erwartete. Bei
der Beseitigung der radioaktiven Abfälle

glaubte man nicht, auf große Probleme zu
stoßen. Wie man sich die Behandlung von
festen radioaktiven Abfällen vorstellte,
wurde 1958 in einem Standardwerk zur

Kerntechnik so beschrieben: "Die am meisten

praktizierte Methode für die Handhabungder
festen Abfälle ist die Lagerung in offenen
Gräben und Löchern. Besonders geeignet sind

jedoch aufgelassene Bergwerke. Unzweifel−
haft ist das die wirtschaftlichste Methode".
Erst 1963 wurde am Kernforschungszentrum
Karlsruhe eine Studiengruppe zur Untersu−

chung der Endlagerung gegründet. Sie be−

gann, die Lagerung von Atommüll in einer
Kaverne in einem Salzstock zu planen. Bald
darauf ging aus dieser Studiengruppe die

Gesellschaft für Strahlen− und Umweltschutz
(GSF) in Neuherberg bei München hervor.
1965 kaufte die GSF das ehemalige Kaliberg−
werk Asse II bei Wolfenbüttel.
Um beim Kaliabbau eine möglichst große
Ausbeute zu erreichen, hatte man in drei−
zehn "Stockwerken" übereinander große
Hohlräume geschaffen. Trotz der Bedenken
von Fachleuten, die mit dem Hinweis auf das

Absaufen der beiden benachbarten Schächte
Asse I und III ihre Befürchtungenhinsicht−
lich der mangelnden Standsicherheit des

Bergwerks begründeten, wurde es von 1967
an unter der bemäntelnden Bezeichnung
"Versuchsendlager" zur Endlagerung von
schwachradioaktivem Müll benutzt. 1972

begann auch die Endlagerung mittelaktiver
Abfälle.
1974 wurde als "Integriertes Entsorgungs−
konzept" die Planung einer Anlage vorge−
stellt, in der alle Behandlungseinrichtungen
für die radioaktiven Abfälle von der Wiede−

raufarbeitung der Brennelemente über die

Konditionierung der Abfälle bis zur Endla−

gerung des Atommülls in einem Salzstock in
einem riesigen Nuklearen Entsorgungszen−
trum (NEZ) zusammengefaßt sein sollten. Als
Standorte dafür wurden nacheinander drei
Salzstöcke in Niedersachsen vorgesehen, bei

Wippingen im Landkreis Aschendorf−Hümm−

ling, bei Lichtenhorst in der Nähe von Nien−

burg und bei Unterlüß. An allen drei Stand−

orten entstand im Lauf des Jahres 1976 hef−

tiger Widerstand in der Bevölkerung. Damals

gab es die später entwickelten Polizeistra−

tegien noch nicht, deshalb mußten die Pläne

für das NEZ dort aufgegeben werden.
Im Februar 1977 benannte Ernst Albrecht,
niedersächsischer Ministerpräsident, Gorle−

ben als Standort für das NEZ. Dabei war

ausschlaggebend nicht die besondere Eig−
nung des Salzstocks Gorleben für ein Endla−

ger, sondern die dünneBesiedlung des Land−
kreises Lüchow−Dannenberg, seine wirt−
schaftlich schwache Situation, die weite

Entfernung von den städtischen Zentren und
der Abschluß nach drei Seiten hin durch die
Grenze zur DDR.
1976 bot die Peine+tSalzgitter AG dem Bund
das Erzbergwerk Schacht Konrad in Salzgit−
ter zum Kauf an. Die Erzförderung war 1975

wegen mangelnder Wirtschaftlichkeit einge−
stellt worden. In keinem andern Staat, in
dem die Atomtechnologie genutzt wird, ist je
ein Erzflöz für die Endlagerung in Betracht

gezogen worden. Der einzige Grund, weshalb

die Betriebsleitung den Schachtfür gut ge−

eignet zur Aufnahme vonradioaktiven Ab−
fällen hielt, bestand darin, daß während der

Betriebszeit von rund zehn Jahren in der

Grube im Vergleich mit anderen Erzbergwer−
ken recht wenig Grundwasser ausgetreten
war. Die GSF begann mit Untersuchungen zur

Endlagerung von sperrigem Schrott aus dem

Umbau und Abbruch von Atomkraftwerken.
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Abb, _.?Gefahren im Hinblick auf die
Standsicherheit und des AbsaufenSTSEIENSEANTUNESERSEANSBUTEN
des ehemaligen Salzberzwerks ASSE II.ESDAIZDETERVELSE7AUSBLie

( siehe umseitig )

1) Mögliche, jedoch unkontrollierbare
Hoblraumbildung durch fortwährende
Auslaugung des Salzspiegels (z.T.)
und im verrtürzten Deckgebirge
(sichtbar an nahegelegenen Dolinen)

2) Übermäßige Beanspruchung der Schacht−
röhre auf Abscheren, Druck, Beulen
und Knicken infolge des Nachrutschens
verstürzter Deckgebirgsschollen auf
vorgeprägten Störungsgleitflächen
(Problematik des exakten Nivellements
der Subrosionssenke)

3) Überbeanspruchung bzw. Bruch von Pfei−
lern und Schweben des Grubengebäudes
infolge der Annahme zu geringen Hori−
zontaldruckes und der Nichtberücksich−
tigung möglicher statischer tektoni−
scher Zusatzspannungen (Sattel− und
Muldenbildungen)

4) Überbeanspruchung von Pfeilern und
Schweden infolge der Störung des i$so−
statischen Gleichgewichts und infolge
des Kriechens des Salzes

5) Mögliche Erweiterung der unbekannten
Laugenzuflußwege aus den versetzten
Cernallitebbaukammern (momentan
1&k m3 gesättigte MeCl. − Lauge im
Jahresmittel). Abstand zur ersoffenen
Schachtanlage Asse I nur rd. 500 m.

6) Gefahr des ungesättigten Zuflusses
durch Probenbohrlöcher

7) Hoher Grundwasserstand in der Auslau−
eungszone des Einsturzgebirges droht
mit großem Wasserzufluß bein Absaufen

8) Nähe von verformbaren Kammerhohlräumen
zu wasserführenden Schichten am Salz−
hang und laugenhaltigen Anhydritbänken
im Salzsattel

9) Erhöhung der Gefahr des Zusammenbruchs
des Salzbergwerks ASSE II beim Absaufen
infolge der Auflösung statisch notvendi−
ger Bergfesten zwischen zahlreichen
Schächten und Strecken (Wendelstrecke )

10) Gefahr der völligen eroßräumigen Auflö−
sung des Carnallitflözes beim Ersaufen
infolge der Nähe der riesiren Kammerhohl−
räume jm nahelierenden Steinsalz,
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Abb. 3 Gefahren im Hinblick auf die Standsicherheit und das Absaufen des ehemaligen Salzbergwerkes Asse II

Noch 1978 schien die Atommüllentsorgung
bestens geregelt. Als Endlager für alle ak−

tuell anfallenden Abfälle wurde trotz des
"Versuchs"−Charakters die Asse genutzt. Für

die Zukunft verließ man sich auf die Pla−

nung des NEZ. Und für den "geringen" Rest

der Abbruchabfälle war Schacht Konrad vor−

gesehen.
Da ereignete sich Unvorhergesehenes.
Der Verwirklichung des NEZ schien man 1976
ziemlich nahegekommen. Zu diesem Zeitpunkt

gab es aber noch keine Regelungen über die

Zuständigkeit für die Atommüllendlagerung.
Erst mit der 4. Novellierung des Atomgeset−
zes injenem Jahr wurde der Bau und Betrieb
von Endlagern als Aufgabe des Bundesfest−

gelegt. Die Anlagenbetreiber wurden als

Verursacher zur Ablieferung der radioakti−
ven Abfälle verpflichtet. Als ausführende
Behörde wurde die Physikalisch−Technische
Bundesanstalt (PTB) in Braunschweig be−
stimmt. Gleichzeitig wurde als Genehmi−

gungsverfahren für den Bau und Betrieb von

Endlagern das Pilanfeststellungsverfahren
ins Gesetz aufgenommen. Damit war die Be−

teiligung Dritter, die eine öffentliche Dis−
kussion des geplanten Vorhabens ein−

schließt, vorgeschrieben. Ein Nachweis der

langfristigen Sicherheit für Endlager wurde

von nun an gefordert.
Für die Endlagerungin der Asse waren jähr−
lich befristete Genehmigungen erteilt wor−

den. 1976 wurde geplant, hochaktive Brenn−

elementkugeln des Jülicher Versuchsreaktors
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Abb. A Schnitt durch den Salzstock Gorleben. Eingetragen ist die ursprünglich geplante Breite der Einlage−
rungsfelder von 690 m, die nach den Untersuchungsergebnissen von 1982 nicht mehr eingehalten werden kann

AVRin der Asse endzulagern. Da berief sich
ein Kreistagsabgeordneter aus Wolfenbüttel
auf das neue Genehmigungsverfahren. Ange−
sichts der mangelnden Standfestigkeit des

unterirdischen Grubengebäudes war die GSF

nicht in der Lage, einen Sicherheitsnachweis
zu erbringen,der der öffentlichen Diskussi−
on standgehalten hätte. Daraufhin sah sich
die Genehmigungsbehörde 1978 gezwungen,
keine neue Einlagerungsgenehmigung zu
erteilen. Die Betreiber von Atomanlagen,die
bis dahin die Asse als "unverzichtbare Ein−

richtung" für die Beseitigung ihres Atom−
mülls betrachtet hatten, standenseit Beginn
des Jahres 1979 ohne Endlagerda.
Im März 1979 fand in Hannover das Gorle−

ben−Hearing statt, eine Diskussionsrunde
von Wissenschaftlern, die sich kritisch mit

der Planung der Wiederaufarbeitung und der

Endlagerung für das NEZ auseinandersetz−
ten. Zur gleichen Zeit hatten Bauern aus

dem Landkreis Lüchow−Dannenberg den Gor−

leben−Treck nach Hannover organisiert. In

diesen Tagen ereignete sich das schwere

Unglück in dem Atomkraftwerk Three Miles

Island bei Harrisburg in den USA. Das Hea−

ring und die ungewöhnlich große Demonstra−

tion, mit der der Gorleben−Treck in der

hannoverschen Innenstadt endete, standen

ganz unter dem Eindruck dieser Katastrophe.
Dieses Zusammentreffen von Ereignissen

zwang Ernst Albrecht zu der Feststellung,
die Wiederaufarbeitungsanlage sei zur Zeit

in Gorleben nicht durchsetzbar. Die Folge
davon war, daß die Planung des Integrierten
Entsorgungszentrums aufgegeben werden

mußte. Standorte für die WAA wurden in den

folgenden Jahren in Nordhessen, Rheinland−

Pfalz, in der Oberpfalz und auch noch einmal

im Landkreis Lüchow−Dannenberg bei Drag−
ahn gesucht. Nur mit tätiger Unterstützung
durch die bayerische Staatsregierung und

mit massivem Einsatz von Polizeigewalt
konnte der Baubeginn für die WAA in

Wackersdorf durchgesetzt werden.

Ernst Albrecht hatte bei seiner

Entscheidung gegen die WAA im Frühjahr
1979 gleichzeitig empfohlen, die Arbeiten

zur Vorbereitung eines Endlagers in

Gorleben fortzusetzen.
Von Anfang an waren Bedenken gegen die

Eignung des Salzstocks als Endlager

geäußert worden. Im Frühjahr 1980 wurde

mit Probebohrungen begonnen. Die Besetzung
des Platzes für die Tiefbohrung 1004 im

Sommer 1980 wurde mit der’Räumung durch

einen Polizeieinsatz von bis dahin

unbekanntem Ausmaß beendet. Die

Untersuchungen gingen weiter.

Schon 1982 waren die wichtigsten Ergebnisse
bekannt. Der Salzstock ist nicht, wie

erwartet, von einer durchgehenden
Tonschicht gegen die Oberfläche isoliert,
sondern zum großen Teil mit

wasserführenden Schichten überdeckt, eis−

zeitliche Grundwasserrinnen haben sich un−

mittelbar über dem Salzstock gebildet. Ra−

dioaktiv belastetes Grundwasser könnte von

dort leicht bis an die Oberfläche gelangen.
Für die Einlagerung der radioaktiven Abfälle

war ursprünglich nur das "ältere" Steinsalz

(Na 2) vorgesehen. Nun mußte zugegeben



werden, daß wegen des komplizierten Auf−
baus des Salzstocks das Volumen des älteren
Steinsalzes unerwartet gering ist. Es ist bis
in die Tiefe des geplanten Einlagerungsbe−
reichs begrenzt durch eingefaltete Lagen der

Salzgesteine Carnallit und Hauptanhydrit,
die leicht wasserlöslich sind. Die Endla−

gerung ist nun auch im jüngeren Steinsalz
(Na 3) vorgesehen, trotzdem reicht der Raum
für die Größe des geplanten Endlagers nicht
aus. Außerdem muß das Endlagerbergwerk
durch den Carnallit und Hauptanhydrit hin−

durchgeführt werden, wodurch die Gefahr
eines Wassereinbruchs stark erhöhtist.

Insgesamt gaben schon damals die gewonne−
nen Erkenntnisse Anlaß zu massiven Zwei−
feln an der Eignung des Salzstocks als End−

lager für Atommüll.
Schacht Konrad geriet erst 1982 in die öf−
fentliche Auseinandersetzung. Die Bundes−

regierung hatte nicht vor 1981 ihre Absicht

aufgegeben, doch noch eine Endlagerungsge−
nehmigung für die Asse zu erreichen. Sie

drängte nun die PTB, für Schacht Konradein

Planfeststellungsverfahren zu beantragen,
das sich auf die hastig zusammengestellten
Untersuchungsergebnisse der GSF stützen
sollte. Der Antrag der PTB wurde im Oktober
1982 mit einer großen Demonstration am

Schachtgelände beantwortet.
In den von der GSF erstellten Unterlagen
blieb ziemlich unklar, was für Atommüll in
Schacht Konrad endgelagert werden sollte.
Von Stillegungsabfällen war nur noch sehr
am Rande die Rede. Es sah so aus, als sei

beabsichtigt, die bisherige Funktion der
Asse jetzt Schacht Konrad zuzuweisen. Es
tauchte auch schon der Verdacht auf, es sei
auch an plutoniumhaltige Abfälle aus der

Wiederaufarbeitung gedacht.
Im Januar 1983 trat die PTB mit der Mittei−

lung an die Öffentlichkeit, daß ein erheblich

größerer Anteil an Atommüll in Schacht
Konrad endgelagert werden könnte. Die bis−

herige Unterscheidung nach schwach−, mit−
tel− und hochradioaktivem Müll wurde auf−

gegeben und durch die Einteilung in wärme−

entwickelnde und "nicht nennenswert wär−
meentwickelnde" Abfälle ersetzt. Begründet
wurde das damit, daß eine zu starke Erwär−

mung in dem Erzflöz, in dem die Endlager−
räume angelegt werden sollen, in dem sprö−
den Gestein zur Bildung von Klüften und
damit zur Entstehung von Wasserwegsamkei−
tem führen könnte. Der Inhalt an radioakti−
ven Stoffen in den Abfallgebinden sollte nur
noch eine untergeordnete Rolle spielen.
Mit diesem Schritt konnte das Problem ent−
schärft werden, das sich aus dem geringen
Fassungsvermögen des Salzstocks Gorleben

ergeben hatte. Der Salzstock konnte so
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Abb. 5 Salzstock Gorleben. Gipshutoberfläche mit
dem "Steilen Zahn? und den beiden ungünstig ge−
wählten Schachtstandorten

hauptsächlich den hochradioaktiven Abfäl−
len vorbehalten bleiben, deren Menge ziem−

lich gering ist. Schacht Konrad war von nun
an nicht nur für die große Menge der Be−
triebsabfälle der Atomanlagen vorgesehen,
sondern auch für die zukünftig anfallenden
nichtwärmeentwickelnden Abfälle aus der

Wiederaufarbeitung. Von 1984 an sprachen
PTB und Bundesregierung offiziell davon,
daß 95 % aller Abfälle in Schacht Konrad

endgelagert werden sollen.
Die Stadt Salzgitter hatte die Gruppe Ökolo−

gie in Hannover beauftragt, die Antragsun−
terlagen der GSF zu überprüfen. Die Gutach−

ter veröffentlichten ihren Bericht im Okto−
ber 1983. Sie stellten fest, daß wichtige
Fragen wie die Standfestigkeit der Grube,
die Herkunft der in der Grube vorhandenen
Wässer und das Verhalten der umgebenden
Gesteinsschichten über geologische Zeiträu−

me nicht geklärt waren. Es gab keine Anga−
ben, nach denen die Art der endzulagernden
Abfälle beurteilt werden konnte. Fragen zur

Analyse der langfristigen Sicherheit waren

ganz unzulänglich behandelt. Auf der

Grundlage der GSF−Unterlagen war die

Genehmigung des geplanten Endlagers

unmöglich.
Die Genehmigungsbehörde verlangte von der

PTB die Durchführung von. seismischen

Messungen und eine Tiefbohrung zur

Vervollständigung der geologischen
Kenntnisse um das Bergwerk herum. 1986
waren diese Arbeiten so weit ausgewertet,
daß mit der vorgeschriebenen vorgezogenen
Beteiligung der Behörden begonnen werden

konnte.
Die Stadt Salzgitter ließ auch diesmal die

Antragsunterlagen begutachten. Sie vergab
Aufträge an das Battelle−Institut in
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Abb. 6 Salzstock Gorleben. In der Bohrung Go Hy
1303 ist das Kaliflöz Staßfurt bis zu einer Teufe
von 92 m unter dem Salzspiegel aufgelöst und durch
eiszeitliche Schmelzwassersande ersetzt worden

furt, das als Atombefürworter gilt, an das

Ingenieurbüro Pieles und Gronemeier in Kiel
und wiederum an die Gruppe Ökologie. Alle
Gutachter beurteilten die PTB−Unterlagen
als unzulänglich. Die härteste Kritik kam

von dem Kieler Ingenieurbüro. Es wies nicht

nur auf das mangelhafte Rechenmodell zur

Ausbreitung von Radionukliden durch das
Grundwasser hin, sondern auch darauf, daß

die PTB mit ungenügenden Unter−

suchungsmethoden zur Bestimmung der

Grundwassereigenschaften gearbeitet hatte.
Auch die Genehmigungsbehörde mußte aner−

kennen, daß der Nachweis der Langzeitsi−
cherheit nicht erbracht war. Sie gab Anfang
1987 der PTB einen großen Teil der An−

tragsunterlagen als nicht ausreichend zu−

rück.
Die Bundesregierung nahm keine Rücksicht
auf diesen Stand der Dinge. In ihrem Entsor−

gungsbericht von 1988 sprach sie davon, im

Lauf des Jahres sei mit dem Genehmigungs−
verfahren für Schacht Konrad zu rechnen.
Von der Zurückweisung der Antragsunterla−

gen schien sie nichts zu wissen.

Die Bohrarbeiten in Gorleben waren noch
nicht beendet, als die Bundesregierung den

Beginn der Schachtbauarbeiten für das End−

lagerbergwerk auf das Jahr 1984 festsetzte.

Auf der Grundlage der vorhandenen Er−
kenntnisse auf den Bau zu verzichten, wäre

ihr anscheinend als der Anfang vom Ende
der Atomenergienutzung vorgekommen. Gor−
leben war für sie zum Symbol des Weiterma−
chens um jeden Preis geworden.
Am 12. Mai 1987 ereignete sich im Schacht I
ein Unglück, bei dem ein Bergmann getötet
und mehrere andere verletzt wurden. Eine

schrägliegende stark wasserhaltige Ton−
schicht war ins Gleiten gekommen und hatte

einen der Stahlringe, die zur Sicherung der

Schachtwand eingebaut worden waren, ge−
sprengt. Ein paar Tage nach dem Unglück
mußte man sich entschließen, den Schacht
mehrere Meter hoch mit Beton zu verfüllen,
um einen weiteren Einbruch zu verhindern.

Noch war in der Öffentlichkeit die Erinne−

rung an das Unglück in Tschernobyl im Jahr
davor wach. Die Bundesregierung zog es
deshalb vor, das Unglück in Gorleben "nicht

politisch zu diskutieren". Sie griff zu dem

beschwichtigenden Argument, die Eignung
des Salzstocks als Endlager stehe nicht zur

Debatte, es handle sich lediglich um ein

bergtechnisches Ereignis. Allerdings mußte

die PTB eingestehen, daß sie schon vor Be−

ginn der Schachtbauarbeiten davor gewarnt
worden war, an einer so ungünstigen Stelle

mit dem Endlagerbau zu beginnen.
In dieser Zeit wurde eine weitere unange−
nehme Tatsache bekannt. In Untersuchungs−
bohrungen war festgestellt worden, daß das

carnallitische Staßfurtsalz bis weit unter

die Salzstockoberfläche durch eiszeitliche

Schmelzwässer aufgelöst ist und durch stark

wasserhaltige Sande ersetzt worden ist.

Vermutet werden muß, daß diese wasserfüh−

renden Schichten an anderen Stellen noch
tiefer in den Salzstock hinabreichen. Das

würde bedeuten, daß das für das Endlager

vorgesehene Volumen noch einmal verklein−

ert werden muß.
Mit außergewöhnlich großem technischem

Sicherungsaufwand wurden Anfang 1989 die

Schachtbauarbeiten wieder aufgenommen. Die

Einbruchstelle wird dennoch weiterhin ein

Unsicherheitsfaktor sein.

Im Herbst 1988 beantwortete das Oberver−

waltungsgericht Lüneburg eine Klage von

Bewohnern des Landkreises Lüchow−Dannen−

berg, es sei rechtens, daß die Errichtung des

Erkundungsbergwerks nach Bergrecht durch−

geführt wird, bei dem es keine Beteiligung
Dritter gibt. Ein Planfeststellungsverfahren
sei erst erforderlich, wenn nach Abschluß

der Erkundung über die Einrichtung des

Endlagers entschieden werdensoll. Damit sei

nicht vor dem Jahr 1999 zu rechnen. Bis

dahin könnte also die im atomrechtlichen

Genehmigungsverfahrennotwendigeöffentli−



che Diskussion aller Probleme des Salzstocks
Gorleben hinausgezögert werden. Am 10.
März 1990 bestätigte das Bundesverwal−

tungsgericht in Berlin diesen Spruch. Es
wies dabei darauf hin, daß die wirtschaftli−
chen Verluste, die durch eine Entscheidung,
den Salzstock nicht zu nutzen, entstehen

könnten, von der Bundesregierung zu ver−
antworten wären.
Im März 1989 gab der Veba−Chef Bennigsen−
Foerder den die Öffentlichkeit überraschen−
den Beschluß bekannt, auf den Bau der WAA
in Wackersdorf zu verzichten, und brachte
dadurch die Bundesregierungin heftige Ver−

legenheit. Aber auch die niedersächsische

Landesregierung fühlte sich verunsichert.
Sie hatte bereits offiziell die Auslegungs−
frist für Schacht Konrad für Mai und Juni
1989 angekündigt. Sie sagte sie kurzfristig
wieder ab. Im Juli um Auskunft gebeten,
antwortete das niedersächsische Umweltmi−

nisterium, es gebe Schwierigkeiten, die Be−

treiberfirma COGEMA der WAA La Haguedazu

zu bringen, die von der PTB festgelegten

Konditionierungsbedingungen für den für
Schacht Konrad bestimmten WAA−Müll ein−
zuhalten. Schon bei früherer Gelegenheit
hatte die COGEMA sich geweigert, auf die?
von der PTB geforderten Bedingungenfür die

Atommüllbehälter einzugehen. Die Ausle−

gungsfrist sollte auf Oktober/November 1989
verschoben werden.
Im Herbst begannsich die Tendenz der AKW−
Betreiber abzuzeichnen, auch auf die Wiede−

raufarbeitung der Brennelemente in La Ha−

gue zu verzichten. Ein Endlager für abge−
brannte Brennelemente ist nicht vorhanden.
Die Erkenntnis, daß der Salzstock Gorleben

dafür nicht geeignet ist, setzt sich mehr und
mehr durch. Unter dem Vorwand, daß hoch−
radioaktive Abfälle vor der Endlagerung
sowieso noch jahrelang gekühlt gelagert
werden müssen, wurde bereits der Vorschlag

gemacht, sie langfristig in Zwischenlagern

unterzubringen.
Am 1. Oktober wurde durch eine Meldung der
Bild am Sonntag ein grelles Licht auf die

Vorgänge in der Asse geworfen. Es wurde

bekanntgemacht, daß im Frühjahr 1990 ho−

chradioaktive Versuchs−Glaskokillen aus

den USA in die Asse transportiert werden
sollen. Durch ausführliche Hinweise auf die

strengen Auflagen, die für diese Transporte
innerhalb der USA gelten, wurde ihre Ge−

fährlichkeit herausgestrichen. Der Antrans−

port der US−Glaskokillen steht in einer Rei−
he mit anderen Versuchen, die seit der

Schließung der Asse als Endlager in dem

Bergwerk durchgeführt werden. Es wurden

bisher die Einflüsse von Wärmeerzeugern
und Kobaltquellen auf das umgebende Salz
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untersucht. Nach den Versuchen mit den

gammastrahlenhaltigen Glaskokillen soll

1992/93 mit einer Neutronenquelle die Neu−

tronenstreustrahlung bei der Handhabung
von Endlagergebinden untersucht werden.
Die Bedingungen bei der Endlagerung in
Steinsalz sind demnach immer noch nicht

genügend bekannt. Durch die Wärme−

einwirkung dieser Versuche auf das

Salzgestein könnte die Standsicherheit des

Grubengebäudes gefährdet werden. Hier

drängt sich die Erinnerung an die 125 000

Atommüllbehälter auf, die in der Asse

endgelagert sind.
Es sind übrigens nie die Pläne aufgegeben
worden, die Asse doch wieder als Endlager
zu benutzen.
Die Mitteilung der BamS stand tagelang im

Vordergrund des öffentlichen Interesses,
während der Versuch von Panorama am
nächsten Abend, in einem Fernsehinterview
Bundesumweltminister Töpfer zu Aussagen
über die ungesicherte Situation in der

Entsorgung der bundesdeutschen

Atomanlagen nach dem Aufgeben von
Wackersdorf zu zwingen, kaum

wahrgenommen wurde. Der Minister strebt
seit dem Sommer 1989 eine neue

Übereinkunft zur Entsorgung der
Atomkraftwerke zwischen den

Anlagenbetreibern und den Bundesländern
als Aufsichtspflichtigen an. Er will

erreichen, daß für jedes AKWeine

"umfassende Strategie über den Erwerb von

Kernbrennstoffen unddie weitere Planung zu
deren Verbleib einschließlich der

Endlagerung von radioaktiven Abfällen"
entwickelt wird. Für den schwach− und

mittelaktiven Müll wäre ein solcher

Nachweis nur zu erbringen, wenn Schacht

Konrad als Endlager zur Verfügung stünde.

Die für den Herbst 1989 erwartete

Auslegungsfrist für Schacht Konrad wurde

stillschweigend verschoben. Seit

Jahresanfang heißt es, die Entscheidung
über die Wiederaufnahme des

Genehmigungsverfahrens werde frühestens

im Sommer nach den Landtagswahlen in

Niedersachsen gefällt.
Noch. nie war die Entsorgung der

Atomanlagen so ungesichert wie heute.
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Gefährdung durch Atommüll in einem Endlager Schacht Konrad

Einführung

Weder das Kalibergwerk Asse II noch der
Salzstock Gorleben sind als Endlager für
radioaktive Abfälle geeignet. Auch von ei−
nem Endlager im Schacht Konrad werden

Gefährdungen ausgehen,die weder den heu−

tigen Bewohnerinnen und Bewohnern der

Region noch den später dort lebenden Men−
schen zugemutet werden können.
Das ehemalige Erzbergwerk Schacht Konrad

liegt im Stadtgebiet von Salzgitter (Abb. 7).
Der Schacht Konrad I ist etwa 500 m vom
Nordwestrand des Ortes Bleckenstedt ent−
fernt. Er ist von Äckern umgeben. Der
Schacht KonradII befindet sich etwa 1500 m
südöstlich davon auf dem Industriegelände
des Stahlwerks der Peine−Salzgitter AG.
Durch den Schacht II sollen die radioaktiven
Abfälle in das Bergwerk gebracht werden.
Für die Atommüllendlagerung sollen nicht
die Hohlräume benutzt werden, die während
der Betriebszeit des Bergwerks von 1965 bis
1976 beim Abbau des Eisenerzes entstanden

sind, sondern es sollen neue Einlagerungs−
kammern rings um das alte Abbaugebiet an−

gelegt werden.
Wie bei jedem Endlager für radioaktive Ab−
fälle muß man auch hier fragen: Kann nach−

gewiesen werden, daß die Radionuklide über
die langen Zeiträume von der Biosphäre zu−

rückgehalten werden, die erforderlich sind,
damit jegliche Gefährdung für die Menschen
und die lebendige Natur ausgeschlossen
werden kann? Das heißt jedoch umgekehrt:
da Radionuklide vom Grundwasser durch die

geologischen Formationen bis in die Bio−

sphäre transportiert werden können, muß

man fragen: Sind in den geologischen Forma−

tionen, die das Endlager umgeben, Schichten

vorhanden, die Wasser enthalten, das in das

Endlager eindringen könnte? Kann das Vor−
handensein von Verbindungsmöglichkeiten,
durch die radioaktiv belastetes Wasser aus
dem Endlagerbereich in die Biosphäre gelan−

gen kann, ausgeschlossen werden?

Die Physikalisch−Technische Bundesanstalt
(PTB) in Braunschweig hat im Auftrag der

Bundesregierung die Untersuchungen zur
Sicherheit eines Endlagers in Schacht Kon−

rad durchgeführt. Für das von ihr unter−

suchte Gebiet hat sie als Grenzen die lang−

gestreckten Salzstockstrukturen von Broi−
stedt−Vechelde−Rolfsbüttel im Westen und

Oderwaldsattel−Thiede im Osten angenom−
men, die als undurchlässig gegen Grundwas−

serströme gelten können. Der von ihnen ein−

geschlossene Bereich erstreckt sich nach

Norden bis in die Gegend der Allerniederung

bei Gifhorn, wo die Einlagerungsformation
und die ihr benachbarten Schichten bis dicht

unter die Erdoberfläche reichen. Im Süden

steigen die Formationen zum Salzgitter−Hö−
henzug steil an und bilden eine Wasser−
scheide auch für Grundwässer in sehr tiefen

Schichten. Auf dem Übersichtsplan Abb. 9

entsprechen die gerade durchgezogenen Li−

nien ungefähr dem Verlauf dieser geologi−
schen Strukturen.
Die PTB geht in ihren Berechnungen davon

aus, daß nach dem Ende der Betriebszeit die
Endlagerkammern des Bergwerks mit Grund−
wasser vollaufen und radioaktiv belastetes
Wasser durch die geologischen Formationen
an die Oberfläche dringen kann.Sie ist zu
dem Ergebnis gekommen, daß frühestens
nach einer Transportzeit von 1,1 Millionen
Jahren radioaktiv verseuchtes Grundwasser

ungefähr 35 km weiter nördlich die Biosphä−
re erreichen könnte und daß die Belastungen
durch Radioaktivität, die dort auftreten

werden, nicht höher sein werden als nach
den heute geltenden Grenzwerten zulässig.
Aus verschiedenen Gründengibt es ernstzu−
nehmende Zweifel an der Vorgehensweise der

PTB bei ihren Untersuchungen, den von ihr

vorgelegten Ergebnissen und damit der Eig−
nung von Schacht Konrad als Endlager für

Atommüll.
Aus der großen Zahl der Probleme, die mit
der Einlagerung von Atommüll in Schacht
Konrad verbundensind, sollen einige in den

folgenden Abschnitten vorgestellt werden.

Zuerst werden die Mengen der Abfälle, die

nach Schacht Konrad kommen sollen, und

ihre Herkunft aus verschiedenen Atomanla−

gen gezeigt. Dann folgen Hinweise auf die im

Abfall vorhandenen Radionuklide, ihre "Le−
bensdauer" und ihre Auswirkungen auf Men−

schen. Daraus lassen sich Schlüsse ziehen

darauf, über wie lange Zeiträume diese Stof−

fe sicher abgeschlossen bleiben müssen,
wenn von ihnen keine Gefährdungen für
Menschen und Natur ausgehensollen.

Im folgenden Abschnitt wird der Versuch

gemacht, den Aufbau der geologischen For−
mationen im Bereich um Schacht Konrad zu
beschreiben. Daran schließt sich eine Zu−

sammenstellung von Beobachtungenan,die
darauf hinweisen, daß es heute zwischen den

einzelnen im Grubenbereich von Schacht

Konrad bekannten Grundwasserhorizonten

wasserwegsame Verbindungen und vermut−

lich auch Wasserbewegungen gibt, durch die

Radionuklide aus dem Endlagerbereich auf

viel kürzeren als von der PTB angenommenen

Wegen iin die Biosphäre gelangen können. Es

folgt noch eine kurze Beurteilung der von
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Abb. 7 Übersichtsplan Schacht Konrad in Salzgitter. Eingetragen ist das Untersuchungsgebiet für die
reflexionsseismischen Messungen
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der PTB angewendeten Methode der Sicher−

heitsanalyse zum Nachweis der Langzeitsi−
cherheit des Endlagers Schacht Konrad.
Damit sind längst nicht alle Probleme be−

schrieben, die mit den geologischen Bedin−

gungen um Schacht Konrad im Zusammenhang
stehen. Es läßt sich aber bereits damit zei−

gen, daß die Sicherheit eines Endlagers für
Atommüll in Schacht Konrad über die not− .

wendigen langen Einschlußzeiten nich

nachgewiesen werden kann. ’

Herkunft und Mengen der radioaktiven Ab−

fälle, die in Schacht Konrad endgelagert

werden sollen

Die Zahlenangaben über die Mengen von

Atommüll, die aus den Atomanlagen beseitigt
werden müssen, sind sehr unübersichtlich.
Es lassen sich auch keine eindeutigen Anga−
ben darüber machen, weil einmal gar nicht

abgeschätzt werden kann,wieviel Müll über−

haupt entstehen wird, andererseits spielen
auch die Techniken der Volumenverringerung
mit Hilfe der verschiedenen Konditionie−

rungsverfahren dabei eine Rolle. Man muß

aber beachten, daß durch die Konditionie−

rungsverfahren die Menge der radioaktiven
Stoffe im Müll nicht vermindert wird, außer

daß gasförmige Stoffe in die Atmosphäre
entweichen.

Ursprünglich war Schacht Konrad nur für
einen kleinen Rest des erwarteten Atommülls

gedacht, nämlich für sperrigen Schrott aus
dem Abbruch von Atomkraftwerken. Im Lauf

der Untersuchungen am Salzstock Gorleben

stellte sich aber schon 1982 heraus, daß die

Salzmengen, die dort den Atommüll aufneh−

men sollten, in viel geringerem Maß vorhan−
den waren, als erhofft. Die PTB begann des−

halb zuerst stillschweigend, später offen,
die Planung für Schacht Konrad zu verän−
dern. Seit dem Frühjahr 1984 erklärte sie
ihn als geeignet für 95 % des gesamten Ab−

fallvolumens aus den bundesdeutschen Ato−

manlagen.
In diesem Zusammenhang wurde eine neue

Klassifizierung für radioaktive Abfälle ein−

geführt. Es wird seitdem unterschieden nach

wärmeentwickelndem Müll, worunter vor al−

lem die hochradioaktiven Abfälle aus der

Wiederaufarbeitung und die nicht zur Wiede−

raufarbeitung vorgesehenen Brennelemente

verstanden werden, für die der Salzstock

Gorleben vorbehalten bleiben soll, und nach

nicht wärmeentwickelndem Müll, der alle

übrigen Müllarten umfaßt, von den schwa−

chradioaktiven Abfällen aus dem Reaktorbe−

trieb bis zu den mittelaktiven Abfällen ein−

schließlich denen aus Wiederaufarbeitung,
die noch eine geringe Wärmeentwicklung

Mengenangaben zum Aufkommen an schwach− und

mittelradioaktiven Abfällen bis zum Jahr 2000

Aus Normalbetrieb der AKWs 95 000

Aus "Forschung und Industrie" 60 000

Aus La Hague bereits jetzt
zurückzunehmen 38 300

Aus der geplanten WAA Wackersdorf,
jetzt zusätzlich aus la Hague 53 900

247 200

Tabelle 1

aufweisen; für diesen Müll wurde Schacht

Konrad als geeignet erklärt.
Die Betriebszeit des Endlagers Schacht Kon−

rad soll nach der Planung der PTB bis 2020

oder 2030 dauern. Für das Endlager sollen
?
etwa 1 000 000 m3 Hohlräume neu angelegt
werden, 650 000 m3 davon sollen für die

Einlagerung zur Verfügung stehen, der übri−

ge Raum wird für Transport−, Beschickungs−
und Belüftungsstrecken und für den Ver−

schluß der Einlagerunskammern gebraucht.
Um eine Vorstellung von der Größenordnung
der Müllmengen zu vermitteln, die in den
Schacht Konrad gebracht werden sollen,
nenne ich hier ein paar Zahlen. Die Angaben
beziehen sich auf den Zeitraum von 1978,
seit wegen der Schließung der Asse kein

schwach− und mittelaktiver Müll mehr end−

gelagert werden konnte, bis zum Jahr 2000,
also auf etwas über 20 Jahre.

Bis zum Jahr 2000 können aus dem normalen

störungsfreien Betrieb der AKWs etwa 95 000

m3 schwach− und mittelradioaktive Abfälle

erwartet werden. Unter "Forschung und In−

dustrie" sind die Kernforschungszentren
einschließlich der Wiederaufarbeitungsanla−

ge WAK in Karlsruhe, die Brennelementfabri−

ken in Hanau und andere zur Anwendungder

Reaktortechnologie erforderliche Anlagen zu

verstehen; von dort werden etwa 60 000 m3

Müll erwartet. Aus der WAA La Hague müs−

sen bereits 38 300 m3 nichtwärmeent−

wickelnder Müll zurückgenommmen werden.

Aus der Wiederaufarbeitung der Brennele−

mente in der WAA Wackersdorf sollten nach

der Planung der DWK jährlich etwa 7 700 m3

nichtwärmeentwickelnde Abfälle kommen

(darin könnten pro Kubikmeter bereits etwa

50 g Plutonium enthalten sein), bei sieben

Jahren Betrieb bis zum Jahr 2000 wären das

also 53 900 m3 gewesen. Eine entsprechende

Menge von Abfällen muß nun, nach dem Auf−

geben von Wackersdorf und der geplanten

Verlagerung der gesamten Wiederaufarbei−

tung nach La Hague undSellafield zusätzlich

von dort zurückgenommen werden. In diesen
Mengen sind Abfälle aus dem Abbruch von
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Atomanlagen noch nicht enthalten.
Bei dieser Art Rechnungen sind außerge−
wöhnliche Unfälle wie z.B. ein großer Reak−
torunfall wie in Tschernobyl noch gar nicht
in Betracht gezogen. Dort mußten u.a. auch
außerhalb des Anlagengeländes auf großen
Flächen Erde samt Pflanzenwuchs abgetra−
gen und vorerst zwischengelagert werden.

Sowjetische Techniker geben zu, daß sie mit
dem geringen Entseuchungsergebnis dieser
Arbeiten noch gar nicht zufriedensind.
Inzwischen zeichnet sich in der Entsor−

gungspolitik der AKW−Betreiber die Tendenz
ab, die Wiederaufarbeitung der Brennele−
mente ganz aufzugeben. Das könnte den
Eindruck hervorrufen, daß Schacht Konrad
dadurch entscheidend entlastet würde. Es
ist aber zu berücksichtigen, daß im Normal−
betrieb der AKWsseit 1978 erst verhältnis−

mäßig geringe Mengen von Atommüll ent−
standen sind. Die meisten großen, modernen
AKWs mit einer Leistung von 1 300 MW sind
aber erst nach 1981 in Betrieb gegangen,
davon fünf erst in den letzten fünf Jahren.
Die Mengen aus AKW−Betrieb und Brennele−

mentfertigung werden deshalb in Zukunft in
viel größerem Maß zunehmen als bisher.
Werden die Atomkraftwerke wirklich wie

geplant 30 bis 40 Jahre in Betrieb sein,
dann wird der in Schacht Konrad für die

Einlagerung vorgesehene Raum selbst dann,
wenn kein zusätzlicher WAA−Müll aus La

Hague zurückkommen sollte, für den Atom−
müll aus der Bundesrepublik kaum ausrei−
chen.
Mit jeder Tonne Atommüll, die zusätzlich zu
den schon vorhandenen Mengen produziert
wird, werden die Schwierigkeiten der Ent−

sorgung verschärft.

Gefährdung durch die radioaktiven Stoffe im
Atommüll

Beim Betrieb von Atomkraftwerken entstehen
in den Brennelementen während des Einsat−
zes im Reaktor durch die Uranspaltung ra−
dioaktive Stoffe, die in der Natur nur sehr
selten oder gar nicht vorkommen.Es sind die

sogenannten Transurane oder Aktiniden mit
z. T. sehr langen Halbwertszeiten. Bekannt
ist Plutonium Pu−239 mit einer Halbwerts−
zeit von 24 000 Jahren: Beim Zerfall vieler

radioaktiver Stoffe entstehen wiederum ra−
dioaktive Nuklide, die ebenfalls durch ihre

Strahlung die Umwelt belasten. Dazu gehört
z.B. Americium Am−241, das selbst eine
Halbwertszeit von 433 Jahren hat, bei des−
sen Zerfall aber Neptunium mit der sehr

langen Halbwertszeit von 2,1 Millionen Jah−
ren entsteht.
Durch den Neutronenfluß im Material des
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Abb. 8 Mittelradioaktiver Abfall aus Wiederaufar−

beitung W 321. Radionuklidinventar und Zerfalls−
zeiten

Reaktors und der umgebendenBauteile ent−
stehen durch Umwandlung von Stoffen soge−
nannte Spaltprodukte, das Material wird
"aktiviert". Anlagenteile und Betriebsräume
werden durch überall anhaftende radioakti−
ve Teilchen verseucht, "kontaminiert". Au−
ßer den Brennelementen müssen daher stän−

dig auch große Mengen von geringer radio−
aktiven Abfällen aus dem Reaktorgebäude
entfernt werden.
In die Abfälle, die bei der Wiederaufarbei−

tung entstehen, geraten vor allem die in den
Brennelementen enthaltenen Aktiniden. In
dem Diagramm in Abb. 8 (Fischer 1983, S.
266) sind die radioaktiven Inhaltsstoffe mit
ihren Zerfallszeiten dargestellt, die in einem
einzelnen WAA−Abfallgebinde W 321 enthal−
ten sind. Es handelt sich um nichtwärmeent−

wickelnde, mittelradioaktive flüssige Abfäl−

le, die in 400−1−Fässern mit Zement verfe−

stigt sind und in "Verlorenen" Betonabschir−
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Abb. 9 Hochradioaktiver Abfall aus Wiederaufarbei−

tung. Radionuklidinventar, Radiotoxizität und Lang−
zeitgefährdung

mungen zur Endlagerung in Schacht Konrad

angeliefert werden sollen. Sie enthalten
neben den Spaltprodukten Ruthenium

Ru−106, Cäsium Cs−137 und Zirkonium Zr−93
an Aktiniden zwei Plutoniumisotope Pu−241

und Pu−238, die Americiumisotope Am−241

und Am−243 und Neptunium Np−237. Die

Mengenanteile der einzelnen Radionuklide
sind durch ihre Anfangsaktivität gekenn−
zeichnet. Es ist zu erkennen, daß Ru−106

sehr bald verschwundenist, Cs−137 und Pu−

241 sind nach einigen hundert Jahren zer−

fallen, aber es ist auch abzulesen, daß beim

Zerfall dieser Stoffe Pu−238 im Lauf der Zeit

noch zunimmt und ganz besonders die Menge
an Np−237, das anfangs nur in geringer
Menge vorhandenist, sehr beträchtlich an−

steigt.
Nur die Zerfallszeiten der Radionuklide rei−

chen aber nicht aus, um aus ihnen Aussagen
über die Langzeitgefährdung abzuleiten.

Schon, wenn man in die Betrachtungdie Ei−

genschaften Verhalten in der Biosphäre und

radiotoxische Wirkung auf Menschen auf−

nimmt, die bei den einzelnen Isotopen sehr

unterschiedlich sind, ergibt sich ein ganz
anderes Bild. Dies ist dem Diagramm in Abb.

9 (Kirchner, Fig. 1) zu entnehmen. Es han−

delt sich hier zwar um die Inhaltsstoffe ei−

nes hochaktiven Abfalls aus Wiederaufar−

beitung, da die Mengenverhältnisse der ein−

zelnen Radionuklide in verschiedenen WAA−

Abfällen nicht sehr voneinander abweichen,

läßt es sich trotzdem zum Vergleich mit dem

ersten Diagramm benutzen. In der Berech−

nung dieser Kurven sind außer den Zerfalls−

zeiten Werte für das Wanderungsverhalten
der Isotope von der landwirtschaftlich ge−

nutzten Erdoberfläche zu den Menschen und
ihre radiotoxische Wirkung im Körper be−

rücksichtigt. Es zeigt sich, daß die schon

anfänglich große Gefährdung durch Np−237
nach einem Anstieg bis zu etwa 1000 Jahren
über den sehr langen Zeitraum von etwa 1

000 000 (1 Million) Jahren annähernd

gleichbleibt und erst weit nach 10 Millionen

Jahren aufhört. Liest man auf der Zeitskala
unten verschiedene Zeitpunkte für die

Freisetzung in die Biosphäre ab, dann gibt
es bei einem frühen Freisetzungszeitpunkt
?auch eine deutliche Gefährdung durch

Am−241.

Langlebige Aktiniden sind nicht nur in

WAA−Abfällen enthalten. Während des

Reaktorbetriebs geraten geringe Mengen
davon durch unvermeidbare Undichtigkeiten
der Brennelementhüllrohre auch in das

Kühlwasser des Primärkreislaufs und werden

von dort in alle Anlagenteile verschleppt.
Sie finden sich deshalb in Spuren auch in

den Betriebsabfällen der AKWs, z.B. in der

Abfallart K 241, die aus Kugelharzen der

Primärkühlwasser− und Brennelement−

Lagerbeckenreinigung besteht (PTB 1984).
Die Gesamtaktivität dieser Abfälle nimmt
zwar in 200 bis 300 Jahren auf etwa 1 % der

Anfangsaktivität ab, aber danachbleibt ihre
Radiotoxizität über lange Zeiträume gleich
und wird durch Np−237 bestimmt.
Bei den riesigen Mengen an Atommüll, die in

Schacht Konrad endgelagert werden sollen,

gehen auch von diesen Abfallarten große
und langanhaltende Gefährdungen aus.

Im übrigen müßte man auch bedenken, daß

die Radiotoxizität vieler langlebiger Isotope
noch gar nicht genügend erforscht ist. Ein

Beispiel dafür ist gerade Neptunium 237. Es

gehört zu den Isotopen, die nach neueren

wissenschaftlichen Erkenntnissen in der

Natur viel mobiler sind, als man bis dahin

erwartet hatte, seine biologische toxische

Wirksamkeit ist deshalb auch viel höher

einzuschätzen als die von Plutonium.

Mit Hilfe dieser Berechnungsmethoden kann

man die Gefährdung feststellen, die von

jeder einzelnen Abfallart über längere
Zeiträume ausgeht, und auch die Gefährdung

abschätzen, die von der Gesamtmenge der

radioaktiven Abfälle in einem Endlager zu

erwarten ist. Außerdem kann man mit ihnen

ableiten, wie lang die Einschlußzeiten der

einzelnen Radionuklide im Endlager sein

müssen, wenn eine Gefährdung von Menschen

und Umwelt ausgeschlossen werden soll.

Orientiert man sich an der Gefährdung,die
von Np−237 ausgeht, dann muß eine sichere

Einschlußzeit von 107 Jahren (in Worten:

zehn Millionen Jahren) gefordert werden.

Ich muß hier einen Gedanken aussprechen:



Für derart lange Zeiträume kann eigentlich
kein Mensch, auch kein Planer von techni−

schen Einrichtungen wie einem Endlager, die

Verantwortung übernehmen. Um die Gefähr−

dungen, die vom bereits vorhandenen Atom−
müll ausgehen, wenigstens noch zu begren−
zen, müßte die weitere Produktion dieser
Stoffe sofort beendet werden, das heißt: alle

Atomanlagen müssen sofort abgeschaltet
werden.

Geologische Probleme im Schacht−Konrad−

Bereich

Die radioaktiven Abfälle in einem Endlager
müssen über den gesamten Zeitraum von 107
Jahren sicher eingeschlossen bleiben, damit

von ihnen keine Gefährdung für Menschen
und die sich weiterentwickelnde lebendige
Natur ausgehen kann. Die Behälter, in denen
der Atommüll in das Endlager gebracht wer−

den soll, erfüllen schonihre Schutzfunktion
bei unfallfreiem Transport mit LKW oder
Bahn nur mangelhaft; sie können den Bean−

spruchungen im Endlager höchstens ein paar
Jahrzehnte standhalten, sie bieten deshalb

keinerlei nennenswerten Schutz vor ihrem

strahlendenInhalt. Es käme also darauf an,
daß die geologischen Formationen, die das

Endlager ringsum einschließen, die radioak−

tiven Stoffe über die erforderlichen langen
Zeiträume vor dem Eintritt in die Biosphäe
zurückhalten können. Es gibt mehrere Vor−

gänge, die dabei beachtet werden müssen.
Gesteine können eine gewisse Rückhaltewir−

kung (Sorption) gegenüber Radionukliden
haben. Ich will mich aber mit einem anderen
Problembereich befassen. Radionuklide kön−

nen vom Grundwasser aus dem Endlagerbe−
reich bis in höhere Schichten, aus denen

Trinkwasser für Menschen und Tiere ent−

nommen wird, oder sogar bis an die Erdober−
fläche gelangen. Es muß also untersucht

werden, ob, woher und in welchen Mengen
Wasser in das Endlager eindringen kann, und

ob es wasserwegsame Zonen innerhalb der

geologischen Formationen gibt, in denen

sich radionuklidhaltiges Wasser so schnell
und in solchen Mengen bewegen kann, daß es

in die Biosphäre gelangen kann. Solche Was−

serwegamkeiten können künstlich geschaffen
sein, z.B. die offenen oder verfüllten

Schächte und Hohlräume des Bergwerks oder

Bohrungen. Natürliche Wasserwegsamkeiten
können in wasserdurchlässigen Schichten

vorhandensein, aber auch an Verwerfungen,
wo sie durch Bewegungen in den geologi−
schen Formationen auch in Zukunft neu ent−

stehen können. Die Wasserdurchlässigkeit
mancher Gesteine ist abhängig von der che−
mischen Zusammensetzung des durchströ−
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menden Grundwassers.
Der Schacht Konrad wurde nicht deshalb als

Standort für ein Atommüllendlager ausge−
wählt, weil man nach gründlichen Untersu−

chungen zu dem Ergebnis gekommen wäre,
daß alle diese Probleme auszuschließensind,
sondern weil die Erfahrung während des
Erzabbausgezeigt hatte, daß innerhalb die−

ses kurzen Zeitraums vergleichs− weise we−

nig Grundwasser in die Grubenhohlräume

eingedrungen war.
Über die geologische Situation im Gebiet um
Schacht Konrad gab es bis 1984 nur Kennt−

nisse aus Beobachtungen an der Erdoberflä−

che, aus einer ganzen Reihe von Bohrungen,
die Erkenntnisse über Erdöl− oder Erzlager−
stätten erbringen sollten, aus der Bauzeit
der beiden Schächte für das Bergwerk
Schacht Konrad, das sogenannte Abteufen,
und aus dem Bergwerk selbst. An diesen
direkten Aufschlüssen kann man u.a.

Beobachtungen machen über die Lagerung
der Gesteinsschichten, über die

Kornzusammensetzung und chemische

Zusammensetzung der Gesteine, ihre

Wasserdurchlässigkeit und ihren

Wassergehalt. Allerdings sind die

Erkenntnisse daraus nur mit Vorbehalten

auch auf die Gebiete in größerer Entfernung
von den Aufschlüssen übertragbar.
Nachdem die Gruppe Ökologie im Oktober

1983 das von der Stadt Salzgitter in Auftrag

gegebene Gutachten über die von der GSF

eingereichten Planunterlagen fertiggestellt
hatte; wurde die .PTB.:won.der

Genehmigungsbehörde aufgefordert, weitere

Untersuchungen zum geologischen Aufbau um

Schacht Konrad durchzuführen. Daraufhin

wurde wenig östlich vom Schacht II die

Tiefbohrung Konrad 101 niedergebracht; die

bei 1001,75 m Teufe unterhalb des

Eisenerzlagers endete. Über die tieferen

Schichten gibt es also nach wie vor keine

genaueren Kenntnisse aus einer Bohrung.
Außerdem wurden Messungen nach der

geophysikalischen Methode der Reflexi−

onsseismik durchgeführt, mit der die

Lagerung und die Struktur der geologischen
Formationen auch dort erfaßt werden kann,
wo es keine Schächte oder Bohrungen gibt.

Allerdings hat auch diese Methode Grenzen:

Sie bringt keine Aussagen über Gesteins−

eigenschaften, die Störungszonen an

Verwerfungen und in den Randbereichen von

Salzstöcken können nicht exakt erfaßt

werden; nach größerer Tiefe hin nimmt die

Ungenauigkeit der Aussagen stark zu,
besonders dann, wenn sie nicht mit Hilfe von

Bohrungen überprüft werden können(Jaritz,
S. 139). Überdies hat die PTB nur in dem
südlichen Drittel des Untersuchungsgebiets
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reflexionsseismische Messungen durchführen

lassen, sodaß über den größeren Nordteil
immer noch nur ungenügende Kenntnisse
vorhanden sind. In den Übersichtsplan des

Gesamtgebiets habe ich die Begrenzung des
Gebiets eingetragen, in dem die seismischen

Untersuchungen durchgeführt wurden (s.
Abb 7).
Die Lagerung der geologischenSchichten,die
Salzstöcke darin und die Störungs− oder

Verwerfungszonen, die vielfach die geologi−
schen Formationen durchtrennen, sind am
leichtesten mit einigen Abbildungen an−
schaulich zu machen. Dabei muß man jedoch
die Vereinfachungseffekte in der Darstel−

lung, die sich bei den verschiedenen Unter−

suchungsmethoden ergeben, im Auge behal−
ten.
Die verschiedenen Bezeichnungen und Ab−

kürzungen, die im Text und in den Abbil−

dungen für die einzelnen Formationen be−
nutzt werden, habe ich der besseren Über−
sichtlichkeit wegen in der Tabelle 2 zusam−

mengestellt (Angaben nach Appel & Berning,
S.29 und Jaritz, S. 140). Die Bezeichnungen.
für die geologischen Formationen benutzt
man gleichzeitig als Zeitbegriffe für die

geologische Entwicklung, sie bilden deshalb

quasi den Kalender für die Erdgeschichte.
Die heutigen Verhältnisse in der Region um
Schacht Konrad gehen einmal auf starke

Erdkrustenbewegungen an der Wende vom
Jura zur Kreide zurück. Dabei wurden vorher

abgelagerte Schichten abgetragen und die
Reste anschließend von Meeressedimenten
bedeckt. Andererseits waren die
benachbarten Salzstrukturen von Bedeutung,
deren Entwicklung bis heute noch nicht

abgeschlossen ist (Appel & Berning, S. 31).
Durch diese Bewegungen wurden mehrere

große Störungen im Bereich um Schacht
Konrad verursacht.
Auf dem Lageplan Abb. 10 ist zu erkennen,
wie die Salzstöcke das Gebiet um Schacht
Konrad begrenzen. Im Westen erstreckt sich
die Salzstruktur Broistedt−Vechelde, die
sich nach Nordosten weiter bis nach

Rolfsbüttel fortsetzt. Sie beginnt im Süden
mit einem recht breiten Salzstock unterhalb

des Ortsteils Lebenstedt, verengt sich
nördlich davon, wo sie zuerst einen Bogen
nach Nordosten macht, ehe sie in den

schmalen Salzstock Vechelde übergeht. Im
Osten liegt der Salzstock Thiede; er setzt

sich nach Süden unter dem Oderwaldsattel

fort, dort hat er eine Art Ausstülpung nach

Westen, die wegen ihrer Lage unter der

Ortschaft Drütte als Drütter Sporn
bezeichnet wird.

Die geologischen Formationen in diesem

Gebiet sind aus Meeresablagerungen

entstanden. Sie bilden zum Teil sehr dünne

Schichten, die sich durch Eigenschaften
unterscheiden, die durch ihre Entstehung

bedingt sind. Dazu gehören z.B. die

Korngrößenzusammensetzung und die
chemische Zusammensetzung, von denen die

Wasserdurchlässigkeit der Schichten oder
auch ihr Rückhaltevermögen gegenüber
Radionukliden abhängig ist.

Tone und Sandsteine sind Sedimentgesteine,
d.h. durch Ablagerung von fein− oder

feinstkörnigem Material am Meeresboden

entstanden und später unter dem Druck

weiterer auflastender Schichten

zusammengepreßt worden. Tone und

Tonsteine sind wegen ihrer sehr feinen

Struktur im allgemeinen wenig

wasserdurchlässig. Bei Sandsteinen hängt
die Durchlässigkeit vor allem von den
Anteilen verschiedener Korngrößen ab, die

Hohlräume zwischen den größeren Sandkör−
nern werden durch die kleineren mehr oder

weniger unvollständig ausgefüllt.
Auch Kalksteine sind in der Regel Sedimente.

Wegen ihrer leichten Wasserlöslichkeit
können in ihnen durch Verwerfungen
entstandene Risse und Klüfte weiter

ausgewaschen werden, sodaß sich eine hohe

Durchlässigkeit ergeben kann. ;
Das Erzlager, in dem die Endlagerkammern

angelegt werden sollen, und die Schichten

unmittelbar darunter und darüber bestehen

aus Korallenoolith. Wie schon der Name
dieses Gesteins zeigt, ist es auf andere

Weise als die übrigen Formationen

entstanden, nämlich durch Korallenaufbau
am Meeresgrund. Es ist ein hartes, wenig

durchlässiges Gestein, in dem sich aber

wegen seiner Sprödigkeit besonders im

näheren Bereich von Verwerfungen leicht

Klüfte bilden, die je nach ihrer

Öffnungsweite die Ursache für große
Durchlässigkeiten sind.

Es gibt im näheren Bereich um die Grube

Konrad mehrere Schichten, die als

er undwasserleiterr oder

Grundwasserstockwerke von Bedeutungsind.
Durch einige von ihnen ist während des

Abteufens von Schacht Konrad II ziemlich

viel Wasser ausgetreten. Ich habe sie

ebenfalls in Tabelle 2 gekennzeichnet.
Erwähnen will ich hier nur den sogenannten
Hilssandstein und den Korallenoolith, auf

die ich in einem späteren Abschnitt näher

eingehen werde.

Die verschiedenen Formationen liegen nicht

einfach in waagerechter Schichtung
aufeinander. Verschiedenartige geologische
Geschehnisse habensie gestaltet. Wenn und

wo zeitweilig das Meer verschwunden war,
dann hörte die Ablagerung auf, es gab eine
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"Schichtlücke". Wo Teile der Formationen der

Witterung ausgesetzt waren, konnten sie je
nach ihrer Beschaffenheit durch Erosion
mehr oder weniger abgetragen werden;diese
Teile sind dann heute nicht mehr nachweis−

bar, die abgetragenen Stoffe wurden anders−
wo abgelagert. Die Folge eines solchen Ge−

schehensist z.B. in Abb. 12 und Abb. 14 zu

erkennen, wo die Schichten des Oxford, in
dem sich der Korallenoolith des Endlagerbe−
reichs befindet, und die Schichten des obe−
ren Malm nach Süden bzw. Osten ganz ver−
schwinden. Wenn die so entstandenen Ober−
flächen wieder vom Wasser überdeckt wur−

den, dann wurden sie durch die wiederein−
setzende Sedimentation von neuem überla−

gert. Durch einen solchen Vorgang während
der Unterkreide wurden Oxford und oberer
Malm gegen die Biosphäre abgedeckt.
Die zusammen sehr mächtigen Gesteinsserien
vom Obermalm über Unterkreide bis in die
tiefsten Schichten der Oberkreidesind stark

tonhaltig. Jedoch kommt reiner Ton nur aus−

nahmsweise vor; in der Regel handelt es sich
um mergeligen Tonstein bis Mergelstein,
teilweise auch Kalkstein. Im untersten Alb
findet sich der stark durchlässige Hilssand−
stein (Appel & Berning, S. 57).
Für mögliche Wasserwegsamkeiten sind auch

Störungen oder Verwerfungen bedeutsam.
Ihre Ursache können sie in Bewegungen der
Erdkruste haben (epirogen−tektonische Be−

wegungen) oder in Bewegungen, die durch
die Massendesdie Schichten unterlagernden
Zechsteinsalzes ausgelöst wurden (halokine−
tische Bewegungen). Sie sind meist keine

einfachen Scherflächen, wie die Darstellung
in den Profilen es nahelegt, sonderen brei−
tere Zonen, in denen alle Schichten stark

aufgelockert sind. In spröden Gesteinen wie
dem Korallenoolith entstehen gehäuft Risse
oder Klüfte. In Tongesteinen, in denen Ver−

werfungen zwar weniger leicht zu erkennen

sind, kann aber ebenfalls das sonst so dich−
te Gefüge stark auseinandergezerrt sein. Die
Salzmassen wanderten unter dem Druck der
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der sie überdeckenden Formationen ausihrer

ursprünglichen Lagerung ab und bildeten an
anderen Stellen große −Ansammlungen. Es
bildeten sich Salzkissen, durch die die

obenliegenden Schichten aufgewölbt werden
konnten, oder Salzstöcke, die durch die obe−
ren Schichten durchgebrochen sind. Da, wo
das Salz abwanderte, senkten sich ganze
Schichtenpakete nach unten ab. In solchen
Gebieten konnten sich in den entstandenen
Senken Sedimente in viel größerer Mächtig−
keit ablagern. An den Rändern der aufstei−

genden Salzstrukturen wurden Schichten

auch in die Höhe geschleppt. Durch diese

Vorgänge waren die Schichten starken Span−
’
nungen ausgesetzt, die zum Entstehen von
Brüchen und Störungendurch die Formatio−
nen hindurch führten.
Die Auswirkungen,die diese Bewegungen auf
die Formationen im weiteren Bereich um

Cornbrash−Sandstein

weitere potentielle

und tatsächliche

Grundwasserleiter

Schacht Konrad gehabt haben und in Zukunft
noch haben können,sind für ein Endlager im
Schacht Konrad von erheblicher Bedeutung.
Bei ihrer Darstellung stütze ich mich im
wesentlichen auf einen Aufsatz, in dem
Werner Jaritz für die PTB die Ergebnisse der
seismischen Untersuchungen in Verbindung
mit den früheren Erkenntnissen aus

Bohrungen beschrieben hat (Jaritz). Einige
der Profile aus den seismischen Messungen,
die Jaritz nicht abgebildet hat, findet man
in einer Broschüre der PTB über Schacht
Konrad (PTB 1987). Ich habe diese

Abbildungen mit herangezogen,habe sie aber

hier nicht wiedergegeben.
Jaritz beginnt die Darstellung der

Bewegungen der Salzstrukturen mit dem

Salzstock Thiede (Jaritz, S. 152 Abs. 2). Der
Salzstock Thiede ist nur "randlich mit
untersucht" worden. Daß seine Entwicklung
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Abb. 11 Geologischer Längsschnitt durch Schacht Konrad I (1983)

auch weiterhin "in den Details nicht be−
kannt" ist, ist also nicht zu verwundern.
Das Salzvolumen innerhalb der gesamten
Struktur nennt Jaritz "relativ klein". Im
Bereich des Drütter Sporns haben die Salz−
massen anscheinend die überdeckenden
Schichten während der Zeit der Bildung des
Buntsandsteins durchbrochen. Die Vorstel−

lung von einem sehr frühen Durchbruchhier
wird gestützt dadurch, daß dieser südwest−
liche Salzstockausläufer vom oberen
Muschelkalk an wieder überdeckt ist. Die

Aufwärtsbewegung scheint aber auch im

darauffolgenden Keuper noch nicht wieder
zur Ruhe gekommen zu sein (Abb. 13). Der
Drütter Sporn wird gekreuzt von der neu
entdeckten Immendorfer Störung, das macht
die Deutung der Lagerungsverhältnisse min−
destens in den Buntsandsteinschichten

schwierig.

Weiter nördlich, erfaßt am östlichen Ende
des Pröfils 2, ist Salz keilförmig zwischen
die Schichten von Unterem und Oberem
Buntsandstein eingedrungen (Abb. 14). Zu

ergänzen ist, daß wenig südlich von Profil 2
noch ein mächtiges Salzkissen unter dem
Buntsandstein vorhanden ist (PTB 1987, Bild
13).
Am Westrand des Salzstocks in der Nähe von
Thiede liegen auf dem aufgestiegenen Zech−
steinsalz Schichten des Lias. Es erscheint

strittig, wie diese Verhältnisse zu erklären
sind: ob diese Schichten nach dem Aufstieg
des Salzes unmittelbar darüber abgelagert
wurden oder ob diese Lagerung eine Folge
von Störungen am Rande der Salzstruktur
ist.
Einen weiteren geringen Salzaufstieg im
Bereich von Thiede gibt es im Verlauf der

Zeitspanne von der Oberkreide bis heute.

\
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Das heißt: Hier ist der Salzaufstieg noch

nicht zur Ruhe gekommen.
Leider sind weder bei Jaritz noch ?in der
PTB−Broschüre die im Lageplan gekenn−
zeichneten Profile 4B und 8 abgebildet. An−
scheinendsind sie auch sonst nicht zugäng−
lich (Pieles & Gronemeier, S. 4). Sie könnten
besonders zur Klärung der Verhältnisse am
Drütter Sporn beitragen. Wie Jaritz ja selber
andeutet (s. 0.), stehen dem Verständnis der

Vorgänge an der Salzstruktur Thiede noch

beträchtliche Unklarheiten entgegen.
Die Entwicklung der Salzstruktur Broistedt−
Vechelde hat später begonnen (Jaritz, S.152

Abs. 3).
Am Salzstock Vechelde ist ein Salzkissen

bereits während der Zeitspanne vom Oberen
Buntsandstein bis zum Muschelkalk nach−

weisbar, das sich während des Keuper, Lias
und im Dogger weiterentwickelt hat (Abb.

14). Der Beginn der Salzkissenbildung an

dem südlicher gelegenen Salzstock Broistedt

ist vom Keuper ab nachzuweisen. Der Durch− ?=
bruch des Salzstocks Vechelde durch die ihn

überlagernden Schichten fand etwa vom Ba−
thonium an statt. Dem starken Salzaufstieg
in der folgenden Zeit stehen die mächtigen

Ablagerungenin seinem Randgebiet während

des Bathonium, Callovium und Malm gegen−
über. Zur gleichen Zeit war auch der wenig
südlicher gelegene Teil des Salzstocks Broi−

stedt durchgebrochen.Dieser Teil des Salz−

stocks "kann zunächst aber nur klein gewe−
sen sein, denn aus der Randsenkenentwick−

lung", die im Bereich östlich von Broistedt

während der Unterkreide verstärkt einsetzt,
"ist ablesbar, daß der größte Teil des heute

im Salzstock vorhandenen Salzes erst im

Verlauf der Unterkreide zum Salzstock ge−
wandert sein kann". Das ist im südsüdwest−

lichen Teil des Profils 6 angedeutet (Abb.
12), direkt am Südostrand des Salzstocks

tritt die Absenkung noch viel stärker in

Erscheinung (Abb. 18). Noch während der



WNW

.

>
2% S_ lopo

\ 25 ui− =ls N
=> in 100% pr met

\. ee
&

\

? S
BeSQ :

x
SL S june−jutev =

IN x

mn
?

Sn so−m

sh= = su−.m?

m ö
aee

Abb. 14 Profil 2, geologisches Profil nördlich der Schachtanlage Konrad

A, ; Broistedt Bleckenstedt
0
4. 333% 1 2

Bent
ten ?

Turon
TESe

RZ  Cenoman?
c 2. Alb eeen = =

TUN erateng?s_ wnisenNeeo endis., gas ??
5

1 A Ober
− Malm

um
?=

u ee
ie nogae" Mg

co
Ei

Da 3

\\l $ 5
| er, a Ws

en

Abb. 15 Geologischer Querschnitt östlich Broistedt (1983)

Engelnstedt [7 Schacht Bleckenstedt

2 2 1 Bleckenstedt4 "se, Konrad2 2
?

AN Oberkreide

%

©

o

rn Neokom
ws = 2

o
Vatena?sWealden_N et Br

2 en rar h= g er _?
=

909
Be

; K BZ
x
In

3® 2,%7

un Fusch R
e =,

2 ak Keuperi? _ rt 0 0 on
= = Knaus

43

& E
äangs?emMuscheik

= −−

Abb. 16 Geologischer Querschnitt östlich Engelnstedt und durch Schacht Konrad II (1983)

Abb. 17 Profil 5, geologisches Profil südlich der Schachtanlage Konrad

T
n
i
e
d
e

I

T
h
i
e
d
e

16

T
h
i
e
d
e
6

R
N

D
h

N

S
a
l
z
s
l
o
c
k

T
n
i
e
d
e

\

ESE

−500

−1500

−2000

−2500

−3000



Salzstock

Brolstedt

\
t
\
\
!
!
’
I

Abb. 18 Tiefenlinienplan der Basis der tieferen Unterkreide

Oberkreide gab es kräftige Nachschübe.
Auch am Salzstock Vechelde sind noch wäh−
rend der Unter− und Oberkreide Salznach−
schübe nachzuweisen, die aber geringer wa−
ren als am Salzstock Broistedt. Immerhin
haben sie am Salzstockrand östlich und
nördlich von Engelnstedt starke Aufschlep−
pungen der Schichten fast durch die gesamte
Kreide hindurch bewirkt (Abb. 15 und 16).
Bei Broistedt und Engelnstedt reicht der
Salzstock bis unter eine dünne Decke von

Quartärablagerungen hinauf, weiter nördlich
ist der Salzstock Vechelde von Schichten des
Alb, also der Unteren Kreide, überlagert
(Abb. 14). Die Salzkissen, die heute noch am
Fuß der Struktur Broistedt−Vechelde und,
ähnlich wie an der Struktur Thiede, im Be−
reich zwischen Unterem und Oberem Bunt−
sandstein vorhanden sind (Abb. 14; Jaritz,
S. 145; PTB 1987, Bild 12 und 13), deuten
darauf hin, daß auch an dieser Struktur mit
weiteren Aufstiegsbewegungen gerechnet
werden muß.

Nach den geologischen und geophysikali−
schen Befunden hat jede der beiden Salz−

strukturen im Westen und Osten von Schacht
Konrad eine Entstehungsgeschichte mit an−
deren zeitlichen Abläufen, die zu kompli−
zierten Strukturen geführt haben. Das kann
nicht ohne Folgen geblieben sein für den
schmalen Raum zwischenihnen.
Über die tektonischen Störungen im Bereich

um Schacht Konrad waren bis 1984 Kennt−
nisse vorhanden über einige größere Ver−

werfungen, die während des Grubenbetriebs
in Schacht .Konrad bekanntgeworden waren.
Sie waren als Sauinger Graben, nördlich von
Schacht I, Konrad−Sprung, im unmittelbaren

Bereich von Schacht I, und Bleckenstedter

Sprung, südlich von Schacht I, bezeichnet

worden (Abb. 11). Die reflexionsseismischen

Messungen brachten neue Erkenntnisse auch

über diese und weitere Störungen im größe−
ren Gebiet um Schacht Konrad.

Eine Neuentdeckung ist die Immendorfer
Störung(Jaritz, S. 148, S. 151/152). Sie ver−



läuft etwa von Süden nach Norden. Die Nei−

gungsrichtung (das Einfallen) der Störungs−
fläche von Osten nach Westen ist auf den

Abbildungen 14 und 17 zu erkennen. Im Sü−
denist "ihr weiterer Verlauf nicht bekannt".
Kenntnisse über ihren Verlauf gibt es "etwa

. vom östlichen Rand des Salzstocks Flach−
stöckheim über den Bereich Immendorf−
Adersheim bis etwa 1,5 km nordöstlich von

Beddingen. Ihr Verlauf ist nicht überall ge−
sichert, möglicherweise ist sie auch gestaf−
felt", das heißt, sie besteht vielleicht aus
mehreren parallel verlaufenden Verwerfun−

gen.
Die Störung reicht bis zur Basis des Zech−
stein hinunter (Jaritz, S. 147). Bewegungen
haben an ihr stattgefunden vom Unteren
Buntsandstein an bis in den Dogger hinein

(Jaritz, S. 152). Im südlichen Teil hat es ein
besonders kräftiges Absinken der Schichten
westlich der Störung während des Keuper
und Lias gegeben. Am nördlichen Ende waren
die Bewegungen insgesamt weniger groß, dort
hörten sie im Lias auf. Vor Beginn der Un−

terkreideablagerungen waren nachJaritz die
Immendorfer Störung und ihre Begleitstörun−
gen zur Ruhe gekommen.
Die Immendorfer Störung überschneidet den
Drütter Sporn des Salzstocks Thiede. Man
muß also davon ausgehen, daß sich hier die

Auswirkungen verschiedener Bewegungen

überlagert haben. Deren Folgen zu klären,
dürfte nicht ganz einfach sein. Jaritz be−
schränkt sich darauf, bei der Darstellung
des Salzstocks Thiede anzudeuten, daß es
hier Verständnisprobleme über den Aufbau
der Buntsandsteinschichten gibt (Jaritz, S.
152 Abs. 2).
Über die möglichen Ursachen,durch die die
Immendorfer Störung ausgelöst worden ist,
macht Jaritz keine Aussagen.
Die Kenntnisse über die Störungen im unmit−
telbaren Bereich von Schacht Konrad sind
durch die reflexionsseismischen Messungen
beträchtlich erweitert worden. Jaritz nennt
dieses Störungssystem Konradgraben (Jaritz,
5.152),
Vor allem der Verlauf der drei Hauptstörun−
gen ist jetzt genauer bekannt. Der Sauinger
Sprung im Norden erstreckt sich vom Rand

des Salzstocks Vechelde im Westen (Abb. 18)
in südsüdöstlicher Richtung bis etwa 1,5 km

östlich von Beddingen und fällt von Norden
nach Süden ein (Abb. 12). Er trennt die
Schichtfolgen von unterhalb des Zechsteins
bis mindestens ins Unteralb.
Der Bleckenstedter Sprung beginnt ebenfalls
am Rand der Salzstruktur Broistedt−Vechel−
de. Er läuft im Osten spitzwinklig auf den

Sauinger Sprung zu (Abb. 18). Sein Einfallen
ist nach Norden gerichtet, es endet in der
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Abscherzonedes Sauinger Sprungs (Abb. 12).
Der Bleckenstedter Sprung reicht in seinem
westlichen Teil bis in die Buntsandstein−
schichten hinunter und, wie der Sauinger
Sprung, mindestens ins Unteralb.
Die Sprunghöhen betragen an beiden Störun−

gen bis hinauf in die Unterkreideschichten
etwa 100 m (Jaritz, S. 149). Dabei liegen am

Sauinger Sprung die Schichten nach Süden
hin tiefer, am Bleckenstedter Sprung jedoch
genau umgekehrt (Abb. 12). Dadurch wird

nahegelegt, in diesem Bild eine Bewegung
des Auseinanderklaffens zwischen den bei−
den Störungen zu sehen, mit der Folge des
Absackens der Schichten zwischen ihnen.
Auch der Korallenoolith, in dem die Endla−

gerkammern erstellt werden sollen, wäre von
den Auswirkungen einer solchen Bewegung
betroffen.
Die Schichten innerhalb dieses Grabens sind
noch einmal durchschnitten vom Konrad−

Sprung, der in der Richtung und im Einfallen
dem Bleckenstedter Sprung weitgehend par−
allel läuft und nach Westen hin in ihn über−

geht (Abb. 12 und 18). Die Sprunghöhen be−

tragen hier etwa 30 m (Jaritz, S. 149). Die

Bewegung am Konrad−Sprung könnte schon
zu Beginn des Alb aufgehört haben.
Zu diesem Störungssystem muß auch noch
eine Begleitstörung im Norden des Sauinger
Sprungs gerechnet werden (Jaritz, S. 149;
Abb. 12 und 18). Weitere größere Störungen,
die im Grubenbereich von Schacht Konrad
schon aus der Zeit des Erzabbaus bekannt
sind (Abb. 11), erwähnt Jaritz nicht.
Der Konradgraben war während der Unter−
kreide aktiv, hauptsächlich in der Zeitspan−
ne Hauterive−Barreme (Jaritz, S. 153).
Zur Entstehung des Konradgrabens sagt
Jaritz: "Halokinetische Ursachen sind aus−
zuschließen" (Jaritz, S. 153). Er möchte die−

ses Störungssystem "auf epirogen−tektoni−
sche Bewegungen im Zusammenhang mit der
Einsenkungdes Niedersächsischen Beckens"
währenddes Jura und der Kreide zurückfüh−

ren, "weil der Sauinger Sprung bis in den
Präzechstein hinabreicht".
Daß er damit die heftigen halokinetischen

Vorgänge unmittelbar südlich am Salzstock
Broistedt einfach aus der Betrachtung aus−

schließt, erscheint allerdings doch verwun−
derlich. Die Hauptbewegungszeiten des Kon−

radgrabens wie die des Salzstocks Broistedt
fallen in die Unterkreide und dauern danach
noch an. Auf eine Entfernung von knapp
3000 m zwischen dem zentralen Bereich des

Konrad−Grabens undder tiefsten Stelle der

Absenkung am Salzstock Broistedt hat es an
der Basis der Unterkreideschichten eine

Verlagerung der Schichten um etwa 500 min
die Tiefe gegeben (Abb. 18). Ob eine derart
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hohe Beanspruchung der geologischen For−
mationen darunter und darüber, die aus die−
ser Situation abzuleiten ist, nicht doch auch

Auswirkungen auf das Störungssystem des

Konradgrabens haben konnte, wäre doch
wohl wenigstens zu diskutieren gewesen.
Nach alledem sieht es nicht so aus, als seien

im weiteren Bereich um Schacht Konrad
schon alle geologischen Vorgänge, ihre Ur−

sachen und Auswirkungen genügend gut
verstanden. Insgesamt erscheint der weitere
Bereich um Schacht Konrad als ein tekto−
nisch stark beanspruchtes und wenigstens
bis in die Oberkreide intensiv gestörtes Ge−

biet.
Man muß sich klarmachen, daß die Bewegun−
gen an den Salzstrukturen weiter andauern
werden und daß dies sich auch auf die exi−
stierenden oder auf neu entstehende Stö−

rungen auswirken wird.

Hydrogeologie und Hydrochemie

Die PTB hat manchen Problembereichen bei
den Untersuchungenin der Schacht−Konrad−

Region anscheinend wenig Aufmerksamkeit
zuteilwerden lassen. Dazu gehört z.B. die
chemische Zusammensetzung der in der Um−

gebung der Grube vorhandenen tiefen

Grundwässer; aus ihr kann man Schlüsse
ziehen auf Verbindungen im geologischen .

Untergrund,durch die sich Wasser von einem

Grundwasserleiter zum anderen bewegen
kann (hydraulische Verbindungen). Es ließe
sich daraus auch ableiten, in welchen Rich−

tungen und in welchen Zeiträumen das
Grundwasser im weiteren Umkreis zirkuliert.
Auch die Auswirkungen,die stark salzhalti−

ge Wässer auf die Durchlässigkeit von Ge−

steinen haben können, gehören hierher.

Von besonderer Bedeutung im Schacht−Kon−
rad−Bereich sind die Grundwässer, die in
den Grundwasserstockwerken des Hilssand−
stein im Unteren Alb und im Korallenoolith,
in dem das Endlager angelegt werden soll,
vorkommen.
Beim Abteufen von Schacht Konrad II wurde

der Hilssandstein in 464 m bis 470,5 m Tiefe

angetroffen (Dies und folgendes nach Appel
& Berning, S. 77 − 79). Er bestand aus ver−

schiedenen Lagen. Darin war eine 1 m mäch−

tige Feinsandlage enthalten, aus der wäh−

rend der Abteufarbeiten bis zu 500 1 pro
Minute Wasser mit hohem Salzgehalt austrat.

Abdichtungsmaßnahmen mit Zementverpres−

sung waren erst nach langem Bemühen er−

folgreich. Trotzdem dringt heute noch an

dieser Stelle Wasser durch die Schachtwan−

dung ein. Beim Abteufen von Schacht I wur−

de der Hilssandstein in einer mehr tonigen
Zusammensetzung angetroffen, er enthielt

10000
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Abb. 19 Chemische Analysen der Korallenoolith−
und Hilssandsteinwässer (Schöller−Diagramm)

dort kein Wasser.

In der Bohrung Bleckenstedt 3, die auf hal−

ber Strecke zwischen Schacht Konrad II und

dem Salzstock Thiede liegt, wurde Hilssand−

stein von 3 m Mächtigkeit angetroffen. Bei

Drütte, gut drei Kilometer entfernt von

Schacht I, ist 12 m mächtiger Hilssandstein

unter den Quartärschichten in einer Bohrung

nachgewiesen. Östlich von Adersheim und am

Salzstock Thiede bei Fümmelse reicht der

Hilssandstein an die Oberfläche. In diesem
Bereich kann Niederschlagswasser in ihn

eindringen.
Der Korallenoolith bildet das Oxford oder die

untersten Schichten des Maim (Folgendes
nach Appel & Berning, S. 81 − 102). Er
besteht aus mehreren Lagen, die sich in

ihrem Erzgehalt unterscheiden (Abb. 12). Im

oberen und unteren Korallenoolith ist wenig
bis gar kein Erz enthalten. Im mittleren

Korallenoolith sind zwei Lager mit hohen

Erzgehalten vorhanden, die durch eine

kalkig−mergelige Schicht, das sogenannte

Zwischenmittel, getrennt sind. Nur aus dem

unteren Lager ist Erz gewonnen worden. Es

soll auch die Endlagerkammern aufnehmen.

Der Korallenoolith muß wegen seines hohen

Kalkgehalts und seiner übrigen

Eigenschaften als Kluft−Grundwasserleiter

betrachtet werden.
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Abb. 20 Mineralsättigung der Tiefenwässer aus der

Grube Konrad. Quarzübersättigung in
Hilssandstein− und Korallenoolithwässern

In den Schacht Konrad I traten beim Abteu−
fen im obersten Bereich des Korallenoolith
und in einem Bohrloch, das einige Meter bis
unter das Schachtende reichte, nur geringe

Mengen von Wasser zu. Anscheinendist der

untere Korallenoolith nicht vollständig
durchteuft worden (Abb. 11).
Anders sah es im Schacht II aus. Dort floß

während des Abteufens im unteren
Korallenoolith Salzwasser zu, das nach der
Basis der Schicht hin von etwa 30 1 pro
Minute zunahm auf etwa 60 1 pro Minute.

Diese Zuflüsse konnten erst durch

Verpressen mit Zement abgedichtet werden.

Die Bohrung Konrad 101 wurde erst nach

1983 aufgrund einer Aufforderung durchdie

Genehmigungsbehörde abgeteuft. In ihr

wurden im tiefsten Bereich des Korallenoo−

lith zwei Klüfte angetroffen (PTB 1987, S.

5), die die Ursache für eine ziemlich hohe

Durchlässigkeit sind.

Beim Erzabbau traten in der Grube auch im

Erzlager Wasserzuflüsse auf, die aber meist

schnell wieder versiegten. Üer die dort zug−
eflossenen Wassermengenist wenig bekannt.

Im Korallenoolith fließt das Wasser offenbar

über die vorhandenen Klüfte bis in den Ba−

sisbereich der Formation. Dort staut es sich

über den darunterliegenden weniger durch−

lässigen Schichten und kannhier die Klüfte

vollständig füllen (Appel & Berning, S. 92).
Vermutlich läuft über diesen Bereich auch

eine gewisse, aber unbekannte Menge Wasser

auf natürlichem Wege aus der Grube ab.

In der Grube sind Aufschlüsse im Unteren

Korallenoolith nicht sehr häufig. Da seine

Mächtigkeit stark wechselt, kann kaum et−

was bekannt sein über die Lage der unter−

sten wasserführenden Schicht und die Ent−

fernung zwischen ihr und den geplanten

Endlagerkammern.
Vergleicht man die chemische Zusammenset−

zung von Korallenoolith− und Hilssandstein−
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wasser, dann zeigt sich, daß die chemischen
Stoffe in beiden Wässern in sehr ähnlichem
Verhältnis gelöst sind (Nach Pieles & Grone−
meier, S. 22 − 24). Auf dem in Abb. 19 ge−
zeigten Diagramm ist mit der durchgehenden
Linie das Mengenverhältnis der im Hilssand−
stein−Wasser vorhandenen Stoffe gekenn−
zeichnet, mit der gestrichelten Linie ist die−

ses Verhältnis für Korallenoolith−Wasser

dargestellt. Wegen seiner größeren Tiefenla−

ge hat das Korallenoolith−Wasser einen hö−

heren Salzgehalt. Die beiden Wässer sind
sich in ihrem chemischen Charakter so ähn−

lich, daß man mit dem Vorhandensein von

hydraulischen Verbindungen zwischen diesen
beiden Grundwasserleitern rechnen muß.

Tiefengrundwasser hät wegen seiner größe−
ren Wärme die Tendenz, nach oben aufzu−

steigen. Dieser Vorgang ist ein Hauptantrieb
für Wasserbewegungen durch die geolo−

gischen Formationen hindurch. In Koralle−
noolith− und Hilssandstein−Wässern fällt

eine Übersättigung mit Quarz auf. Sie ist in

Abb. 20 abzulesen. Wegen der höheren Tem−

peraturen in größeren Tiefen kann in tiefen

Grundwässern mehr Quarz gelöst sein. Auf−

steigendes Grundwasser muß sich nach und

nach abkühlen, dabei nimmt die Lösbarkeit
von Quarz ab, er wird aus dem Wasser aus−

geschieden und in Gesteinshohlräumen ab−

gelagert. Es dauert aber einige Zeit, bis sich

der im Wasser gelöste Quarz als fester Stoff

niedergeschlagen hat. Mit diesem Verzöge−

rungsprozeß beim Aufsteigen und Abkühlen
des Grundwassers kann man den überhöhten

Gehalt an gelöstem Quarz erklären.

Aus der Tiefe aufsteigendes Grundwasser im

Korallenoolith und im Hilssandstein könnte

ein Hinweis sein auf ein bedeutendes Zirku−

lationssystem in den tiefen Grundwasserlei−

tern.

Die PTB gibt sich anscheinend mit dem

Nachweis zufrieden, daß der Korallenoolith

in der Nähe der Grube Konrad nirgends an

die Oberfläche tritt, sondern von den

Schichten des Oberen Malm und der

Unterkreide über weite Flächen hin

überdeckt ist, und daß er nirgends in
direkter Verbindung mit dem Hilssandstein

steht.
In der weiteren Umgebung von Schacht

Konrad sind viele Stellen im

oberflächennahen Grundwasser mit hohem

Chlorid− und Sulfatgehalt beobachtet
worden (Pieles & Gronemeier, S. 21). Ihre

Lage stimmt weitgehend überein mit der der

Störungen Sauinger und Bleckenstedter

Sprung, mit den südlich davon liegenden
Verwerfungen und mit der Immendorfer

Störung. In diesem Gebiet, das von

Salzstöcken umgeben und tektonisch stark
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gestört ist und in dem außerdem stark salz−

haltige Tiefengrundwässer nachgewiesen
sind, kann man vermuten, daß hier örtliche

hydraulische Verbindungen zu tieferliegen−
den Formationen bestehen.
Auch der Sulfatgehalt dieser Wässer kann
mit Tiefengrundwässern in Beziehung ge−
bracht werden. Einige der geologischen For−
mationen sind reich an dem schwefelhal−

tigen Mineral Pyrit, z.B. das Oberbathonium
unmittelbar unter dem Korallenoolith, aber
auch einzelne Schichten in der Unterkreide.
An durchströmendes Grundwasser können
Schwefelanteile des Pyrit abgegeben werden.
Bemerkenswert ist, daß diese Zonen mit er−
höhten Chlorid− und Sulfatgehalten im
Grundwasser auch oberhalb von Störungen
zu beobachtensind, die mit Hilfe der Refle−
xionsseismik nicht bis in die oberen Forma−
tionen nachgewiesen werden konnten.
Hier ist ein Hinweis angebrachtauf die Ver−

änderung der Gesteinsdurchlässigkeit je
nach der chemischen Zusammensetzung des
durchströmenden Grundwassers. Die Schich−

ten, die den näheren Endlagerbereich ab−

decken, enthalten größere Serien von Ton−

steinlagen. Manche Tone, besonders kalkar−

me, haben eine stark abdichtende Wirkung.
Bei Wasseraufnahme quellen die Tonpartikel
auf, und die Poren dazwischen schließen
sich. Dadurch verringert sich die Durchläs−

sigkeit des Gesteins mit dem Ansteigen des

Wassergehalts. Allerdings gilt dies nur bei

Wasser, in dem der Mineralanteil geringist,
also Süßwasser. Ist das Wasser salzhaltig,
dann tritt ein entgegengesetzter Effekt ein:
Schon die schwache Salzkonzentration in
Meerwasser verhindert das Quellen, es kann

sogar zu einem Schrumpfen des Tonsführen,
wodurch die Durchlässigkeit erhöht wird.

Sehr hohe Konzentrationen von Salz können
sowohl in stark wasserhaltigen Tonen

Schrumpfung bewirken wie in aufgelockertem
Ton das Quellen verhindern (Appel & Ber−

ning, S. 49).
Das bedeutet, daß auch in tonreichen
Schichten nicht bloß mit Auflockerung als

Auswirkung der Störungen gerechnet werden

muß, sondern wegen des Salzgehalts der

vorhandenen tiefen Grundwässer gerade in
den Auflockerungszonendie Durchlässigkeit
in den Tongesteinen stark erhöhtist.
Hohe Chloridgehalte im bodennahen Grund−
wasser können deshalb darauf hinweisen,
daß Bewegungen und Auflockerungen an den

Störungssystemen viel weiter in die jungen
Formationen hinaufreichen, als es mit Hilfe

von reflexionsseismischen Messungen fest−

gestellt werden kann.
Über die zukünftigen Geschehnisse in den

geologischen Formationen kann man keine

gesicherten Aussagen machen. Zumindest
muß man davon ausgehen, daß Abläufe, wie
sie in der Vergangenheit stattgefunden ha−

ben, auch in Zukunft zu erwarten sind. Für
die Schacht−Konrad−Region bedeutet dies,
daß durch neuerliche Bewegungen an den
Salzstrukturen auch an den Störungen neue

Bewegungen auftreten können, die neue

Auflockerungsbereiche mit erhöhter Wasser−

durchlässigkeit verursachen können. Da−
durch kann sich nicht nur die Menge des

durchfließenden Grundwassers verändern,
sondern auch seine Geschwindigkeit und

seine Fließrichtung. Radioaktiv verseuchtes
Grundwasser könnte viel eher und anganz
anderen Orten aus dem Endlager an die
Oberfläche geraten, als die PTB−Berechnun−

gen erwarten lassen.

Kollektive und langfristige Gefährdung
durch Endlagerung

Freisetzungen aus dem Endlager werden eher

zufällig entdeckt werden, frühestens dann,
wenn radioaktive Stoffe im von Menschen

genutzten Grundwasser und in Nahrungsmit−
teln festgestellt werden (Dies und folgendes
nach Fischer 1989, S. 45−75).
Einmal erkannte Freisetzungen zu verhin−

dern, ist unmöglich. Theoretisch könnte man

an Versuche denken, sofort in das Endlager

einzugreifen, um weitere Freisetzungen an

ihrem Entstehungsort auszuschalten. Da−

durch könnten aber all die Radionuklide
nicht mehr beeinflußt werden, die bereits

aus dem Lagerbereich in die umgebenden
Gesteinsmassen gesickert sind. Dieser Anteil

kann wegen der Verzögerungszeit zwischen

dem Beginn der Freisetzung im Endlager und
dem Auftreten in der Umwelt beträchtlich

sein
Es ist auch kaum vorstellbar, daß ein sol−
cher Versuch Erfolg haben könnte. Man

müßte ja ziemlich genau wissen, auf welchen

Wegen das Wasser in das Endlager eindringt
und von woaus es, mit Radionukliden bela−

den, an die Oberfläche dringt, um in dem

mehrere Quadratkilometer großen Endlager−
bereich gezielt eingreifen zu können. Über−

dies kann man nicht einmal davon ausgehen,
daß die ebenfalls erforderliche Kenntnis von

der genauen Lage der Einlagerungskammern
und von den eingelagerten Abfällen auch

nur über einen ausreichend langen Zeitraum

erhalten bleibt. Die sorgfältigste Dokumen−

tation würde nichts nützen, wenn sie nach

einigen hundert oder tausend Jahren nicht

mehr verständlich oder einfach verlorenge−

gangen wäre, was durchaus der historischen

Erfahrung entspricht.
Die Strahlenbelastungen werden sich über



die Grundwassernutzung und über Nah−

rungsmittel nicht nur in der ganzen Region
auswirken, sondern weit darüber hinaus:
Man muß z.B. auch beachten, daß heute die

Nahrungsmittelproduktion in einer Region
nicht allein der Ernährungder dort wohnen−
den Menschendient, sondern daß landwirt−
schaftliche Produkte über große Entfernun−

gen an die Verbraucher geliefert werden,
denken wir nur an den Zuckerrübenanbau
und die Zuckerproduktion im Salzgitterge−
biet.
Der Prozeß, durch den radioaktive Stoffe aus

− dem Endlager an die Biosphäre gelangen,ist
kein einmaliger, kurzfristiger Vorgang. Ist er
erst einmal in Gang gekommen, wird er über
sehr lange Zeiten Strahlenbelastungen ver−
ursachen. Zeiträume von 10 000 oder 1000
000 Jahren sind mit Sicherheit zu erwarten.
Das bedeutet natürlich auch, daß − wenn es
in fernerer Zukunft überhaupt noch Men−
schen gibt − über viele Generationen eine
extrem hohe Zahl von Menschen radioaktiv
belastet wird. Der Umfang der gesundheitli−
chen Folgen von Strahlenbelastungen für
eine größere Zahl von Menschen hängt nicht
allein ab von den Belastungen und möglichen
Gesundheitsschäden, die einzelne Personen
erleiden könnten, sondern von der Kollek−

tivbelastung. Dies gilt sowohl für die Auslö−

sung von Krebserkrankungen wie auch für

genetische Veränderungen durchStrahlung.
Die Kollektivdosis, der Rechenwert für die

Strahlenbelastung einer großen Zahl von
Menschen,wird auf der Grundlage von stati−
stischen Methoden berechnet.Sie wird durch
das Produkt eines Mittelwerts für die Indi−
vidualdosis mit der Zahl der Betroffenen

angegeben. Durch die hohe Zahl an radioak−

®
tiv belasteten Menschenentstehenbei Frei−

setzungen aus einem Endlager hohe Kollek−

tivdosen, selbst wenn die Individualdosen
innerhalb der heute gesetzlich festgelegten
Grenzwerte bleiben. Entsprechend schwer−

wiegend werden die Gesundheitsfolgen sein.
Die extrem langwierigen Freisetzungen aus
einem Endlager werden ungleich viel mehr
Menschen und andere Lebewesen betreffen
als die zeitlich halbwegs überschaubaren,
"nur" etwa vierzig Jahre andauernden Frei−

setzungen aus den heute betriebenen Ato−

manlagen.

DasVorgehen der PTB wird den Endlage−
rungsproblemen nicht gerecht

Von sicherer Beseitigung der radioaktiven
Abfälle oder "sicherer Entsorgung" könnte
man nur dann sprechen, wenn der Atommüll

durch einen Abschluß von der Umwelt ge−
trennt ist, der dauerhaft vor allen Folgen
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von Strahlenbelastungen schützt. Die Isolie−

rung von der belebten Umwelt muß für die

gesamte Zeitdauer der Gefährlichkeit des
radioaktiven Mülls aufrechterhalten bleiben.
Es ist unmöglich, über derart lange Zeiträu−
me eine dauerhafte Überwachung und Kon−
trolle des Atommülls und des Endlagers zu

garantieren. Eine Einwirkung der radioakti−
ven Stoffe aus einem Endlager auf die Um−
welt könnte nur ausgeschlossen werden,
wenn sie über geologisch lange Zeiten ohne

Mitwirkung von außen isoliert bleiben.
Dieses Ziel hat sich die PTB nicht gestellt.
Sie hat sich an den Forderungen der Reak−
torsicherheitskommission (RSK) zur Endlage−
rung orientiert.
Die RSK ist ein Gremium, das den Bundesmi−
nister für Umwelt, Naturschutz und Reaktor−
sicherheit − kurz: Umweltminister − in Fra−

gen der Sicherheit von Atomanlagen berät.
Erst lange, nachdem die Endlagerstandorte
Asse II, Schacht Konrad und Salzstock Gor−
leben festgelegt worden waren, wurde von
ihr im September 1982 eine Empfehlung be−
schlosssen und am 17. Dezember 1982 unter
dem Titel "Sicherheitskriterien für die End−

lagerung radioaktiver Abfälle in einem

Bergwerk" veröffentlicht. Das Datum zeigt,
daß die Bundesregierung und die PTB damals
bereits in Erklärungsnot geraten waren ge−
genüber der Behauptung,der Salzstock Gor−
leben sei als Endlager für Atommüll geeig−
net. Diese Empfehlungist heute die Grund−

lage für das Genehmigungsverfahren für

Atommüllendlager, auf sie stützt sich die

Genehmigungsbehörde bei der Erteilung der

Genehmigung.
Als "Schutzziel" empfiehlt die RSK: "Auch
nach der Stillegung dürfen Radionuklide, die
als Folge von nicht vollständig ausschließ−
baren Transportvorgängen aus einem ver−
schlossenen Endlager in die Biosphäre ge−
langen könnten, nicht zu Individualdosen
führen, die die Werte des "U 45 der Strah−

lenschutzverordnung überschreiten." Sie
erlaubt damit eine Freisetzung aus dem

Endlager, die pro Jahr bei einer einzelnen
Person eine rechnerische Ganzkörperdosis
von 30 Millirem (0,3 Millisievert) oder eine
Schilddrüsendosis von 90 Millirem (0,9 Milli−
sievert) hervorruft.
Die PTB hat das Schutzziel der RSK für die

Öffentlichkeit folgendermaßen formuliert:
"Die radiologischen Auswirkungen eines

Endlagers dürfen dabei Grenzwerte nicht

überschreiten, die vom Gesetzgeber und den

Genehmigungsbehörden vorgegeben wer−
den"(PTB 1984).
Die RSK fordert als Kontrollmittel, daß diese
von ihr "erlaubten" Grenzwerte bei Freiset−

zungen aus dem Endlager eingehalten wer−
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den, die DurchführungeinerSicherheitsana−

lyse. Die ingenieurtechnische Sicherheits−

analyse ist gebräuchlich als Mittel zur Be−

urteilung der Sicherheit von technischen

Anlagen wie z.B. Atomkraftwerken,bei denen

Aufbau, Konstruktionsteile und Betriebsmit−

tel bekannt sind und während des Betriebs
der Anlage nicht wesentlich verändert wer−
den. Für die Ermittlung von Schwachstellen,
Störfällen und ihren Folgen bei solchen
technischen Anlagenist die Sicherheitsana−

lyse in engen Grenzen brauchbar. Ein Pro−
blem ist schon hier, daß man nicht alle Er−

eignisse voraussehen kann, die Störfälle
auslösen könnten.

Sehen wir zu, wie die PTB bei der Sicher−

heitsanalyse für das Endlager Schacht Kon−

rad vorgegangenist.
Für Berechnungen von Durchflußmengen,
Fließgeschwindigkeiten und Radionuklidt−

ransport im Grundwasser braucht man ein

Modell, mit dessen Hilfe Daten in einen
Rechner eingegeben und verarbeitet werden
können. Gerechnet werden sollen die Frei−

setzung der Radionuklide aus den Abfällen,
der Transport der Radionuklide mit dem

Grundwasser aus den Endlagerkammern
durch die geologischen Formationen bis in

die Biosphäre unddie sich daraus ergebende
Strahlenbelastung. Das Modell soll es ermög−
lichen, die Vorstellung vom räumlichen Auf−

bau der Formationen und der Durchflußbe−

dingungen in ein vereinfachtes Bild umzu−

setzen, um mit Hilfe von bestimmten mathe−
matischen Formeln das Fließgeschehen be−
rechnen zu können. Die PTB hat dafür das

gesamte Untersuchungsgebiet bis in den

Bereich des Zechstein hinunter in ein System
von quaderförmigen Blöcken unterteilt. In−
nerhalb jedes einzelnen Quaders werden

jeweils einheitliche Gesteinseigenschaften,
wie z.B. Wasserdurchlässigkeit bzw. −un−

durchlässigkeit, angenommen. Dieses Modell

wurdezuerst für Berechnungen am Salzstock

Gorleben entwickelt (Fischer 1989, S. 59 und

folgende). Dort hatte man Modellquader mit

Seitenlängen von 200 m und Dicken von 20

m gewählt. Mit diesem Modell wurden die

unterschiedlichen Schichten mit ihren sehr

verschiedenen Mächtigkeiten von weniger
als einem Meter bis an hundert Meter und

ihren sehr verschiedenen Eigenschaften
recht grob abgebildet, sodaß die Bedeutung

dünner Schichten mit hoher Durchlässigkeit
oberhalb des Salzstocks nicht genügend ge−
nau erfaßt werden konnte.

Das Untersuchungsgebiet für Schacht Konrad

ist viel größer als das am Salzstock Gorle−

ben. Weil die PTB die Grenzen der Rechner−

kapazität berücksichtigen mußte, wählte sie

für die Modellquader Längen von 1 km und

0,75 km und Dicken von 100 m. Da sie also

z.B. die hohe Durchlässigkeit und die geringe
Mächtigkeit des Hilssandsteins und anderer

wasserdurchlässiger Schichten auf Durch−

schnittswerte über 100 m Dicke umrechnen

mußte, konnte ihr Rechner nur viel zu ge−

ringe Durchflußgeschwindigkeiten und Lauf−

zeiten für die Wässer ermitteln. Schräglagen,
wie steilstehende Schichten oder Störungen,
können wegen des groben Rasters in diesem

Modell "nicht so gut" abgebildet werden.

Die Ergebnisse aus einem Rechenmodell müs−

sen auch danach beurteilt werden, ob an

Zahl und Qualität genügend viele Eingabe−
daten vorhanden sind, durch die die Wirk−

lichkeit abgebildet werdensoll.
Die geologischen Bedingungen im Untersu−

chungsgebiet für Schacht Konrad sind nur

ungenügend bekannt. In den nördlichen zwei

Dritteln des Gebiets, in denen keine seismi−

schen Messungen durchgeführt wurden, muß

noch mit Störungen gerechnet werden, deren

Lage und Verlauf jedoch unbekannt geblie−
ben sind. Selbst in dem gründlicher unter−

suchten südlichen Drittel im näheren Bereich

von Schacht Konrad sind noch nicht alle

geologischen Verhältnisse bekannt, ge−

schweige denn die geologischen Ereignisse,
die bisher stattgefunden haben und in Zu−

kunft zu erwarten sind, genügend erklärt.

Die Bedingungen der Wasserführung in den

geologischen Formationen und die chemische

Wirksamkeit der vorhandenen Grundwässer

sind nicht genügend erforscht. Mit Hilfe ei−

nes Systems von Grundwasserpegelmessun−

gen im ganzen Untersuchungsgebiet, mit

chemischen Analysenund einer ganzenReihe

anderer Methoden könnten Herkunft, Fließ−
richtung und Mengen der vorhandenen Wäs−

ser im weiteren Bereich um Schacht Konrad

genauer festgestellt werden (Pieles & Gro−

nemeier, S. 20 − 28).
Statt der Gesteinsdurchlässigkeiten für Süß−

wasser, die die PTB für ihre Berechnungen
benutzt hat, müßten Durchlässigkeiten für

stark salzhaltige Wässer berücksichtigt wer−

den.
Das von der PTB benutzte Rechenmodell ist

so grob und die Eingabedaten sind so man−

gelhaft, daß man die Aussagekraft
der von ihr errechneten Fließzeiten und der

radioaktiven Belastung der Biosphäre infra−

gestellen muß.

Es drängt sich der Eindruck auf, daß eine

Vervollständigung und Verfeinerung der

Analysen und Berechnungen räumlich und

zeitlich viel kürzere Fließwege für die

Grundwässer ergeben werden und daß damit

auch die Werte für die Belastung durch Ra−

dioaktivität höher werden, als sie die PTB

errechnet hat. Das würde bedeuten, daß sie

®



nicht einmal das von der RSK gestellte Ziel
wissenschaftlich befriedigend erreicht hat.

Die PTB sah ihre Hauptaufgabe darin, einen

störungsfreien Einlagerungsbetrieb im End−

lagerbergwerk behaupten zu.können, um die

Ablieferungspflichtigen Atomanlagenbetrei−
ber nicht in Bedrängnis zu bringen.
Man darf aber auch die prinzipiellen Mängel
der von der RSK gestellten Forderungen
nicht übergehen.
Mit der Freisetzung von Radionukliden aus

dem Endlager läßt die RSK Belastungen bis

zur Höhe der heute "erlaubten" Grenzwerte

zu. Das gilt für den gesamten Zeitraum, in
dem Radionuklide aus dem Endlager an die

Biosphäre gelangen und die lebendige Um−

welt gefährden können, also bis in fernste
Zukunft. Sie berücksichtigt dabei nicht, daß
auch schon viel geringere Belastungen über

längere Zeiträume hinweg zu hohenkollekti−

®:en Gefährdungen führen werden, die in
ihrem Ausmaß weit über die aus dem Betrieb
von Atomkraftwerken hinausgehen.
Die von der RSK empfohleneSicherheitsana−

lyse als Nachweis, daß die Grenzwerte ein−

gehalten werden können, stammt aus dem

ingenieurtechnischen Denken. Bei den Be−

rechnungen, die dafür durchgeführt werden,

geht man von einem einmal festgestellten
Zustand der analysierten Anlage aus. Bei

einem Endlager ist das der Zustand der geo−

logischen Formationen, die das Herausdrin−

gen der Radionuklide aus dem Endlager auf−

halten sollen. Spätere Veränderungen dieses

Zustands können in den Berechnungen nicht

berücksichtigt werden. Zukünftige geologi

Kein AtommüllendlagerIn Schacht Konrad:

31

sche Ereignisse, die den Zustand des Endla−

gers entscheidend beeinträchtigen können −

und die in der Konrad−Region zu erwarten
sind − geraten damit aus dem Blick.
Man erkennt den schwächlichen Kompromiß,
den die für die Endlagerung Verantwortli−
chen 1982 eingegangen sind, um den weite−

ren Betrieb von Atomanlagen nicht in Frage
stellen zu müssen.
Das Ziel einer Analyse der Sicherheit eines

als Endlager vorgesehenen Standorts darf

nicht sein, nachzuweisen, daß vorgeschrie−
bene Grenzwerte eingehalten werden können.

Es muß widerlegt werden, daß beobachteten
Hinweisen die Tatsache möglicher Gefähr−

dungen entspricht. Endlagerprobleme sind

geologische Probleme, auch an jedem anderen

Standort, der für ein Endlager für Atommüll

in die Überlegungen aufgenommen werden

könnte. Sie müssen von Geologen für die

Öffentlichkeit verständlich diskutiert wer−
den.
Nur eine Endlageranlage, in der Radioakti−

vität für weit über hunderttausend Jahre

abgeschlossen bleibt, kann den erforderli−

chen Schutz gegen langfristige, schwerwie−

gende Gefährdungen bieten. Alle anderen

Lösungen können nurdazu führen, das Pro−

blem der radioaktiven Abfälle für vielleicht

eine oder zwei Generationen zu verdrängen.
Danach werden neue und größere Anstren−

gungen späterer Generationen erforderlich.
Schacht Konradist als Endlager für radio−

aktive Abfälle nicht geeignet.

ABSCHALTUNG
allerAtomanlagen sofort!
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Zur öffentlichen Auseinandersetzung um die Atommüllendlagerung

Die gesellschaftliche Dimension der Probleme

der Endlagerung

In wenigen Jahrzehnten sind durch die An−

wendung von Atomtechnologie Gefährdungen

hervorgerufen worden, die früher unvor−

stellbar waren. Nie mehr − nach menschli−

chem Vorstellungsvermögen − werden wir

und die nach uns lebenden Menschenfrei

von den Sorgen, die mit diesen Gefährdungen
verbunden sind, leben können.

In der augenblicklichen Situation in der

Bundesrepublik, in der mit dem Verzicht auf

den Bau der Wiederaufarbeitungsanlage in
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Wackersdorf auch eine der Voraussetzungen
für das bisherige Entsorgungskonzept der

Bundesrepublik aufgegeben worden ist, er−
scheint die Gelegenheit günstig für die For−

derung, einen "gesellschaftlichen Konsens

für ein neues Entsorgungskonzept zu fin−

den". Gemeint ist damit eine politische
Übereinkunft zwischen den Betreibern von

Atomanlagen und der Bundesregierung, die

verantwortlich ist für den Bau und Betrieb
von Endlagern, und mit den Regierungen der
Bundesländer mit ihren verschiedenen Par−
teien angehörenden Ministerpräsidenten, da

Länderbehörden für die Genehmigungen von

Atomanlagen einschließlich der Entsorgung

zuständig sind.

Gleichzeitig steht das Genehmigungsverfah−
ren für eins der beiden geplanten Atommül−

lendlager, Schacht Konrad, an. Die Entschei −

dung über die Wiederaufnahme des Ausle−

gungs− und Einwendungsverfahrens soll im
Frühsommer 1990 nach der Landtagswahl in
Niedersachsen getroffen werden. Ist das

Verfahren abgeschlossen und die Genehmi−

gung erteilt, dann sind die politische Ent−

scheidung, die sich hinter dem "Konsens"

verbirgt, und ihre Folgen kaum mehr rück−

gängig zu machen.
Vor diesem Hintergrund wirkt jede Konsens−
bereitschaft vorschnell; sie verdeckt allzu

leicht, wie tiefgehend die Interessengegen−
sätze in der Auseinandersetzung um den
Atommüll sind. Die gesellschaftliche Dimen−

sion der Auseinandersetzung um die Atom−

müllentsorgung besteht nicht nur in dem

Konflikt zwischen den Lebensinteressen der

Bevölkerung auf der einen Seite und der

Aufrechterhaltung von Wirtschaftinteressen

und Machtstrukturen auf der anderenSeite.
Darüber hinaus sind auf absehbareZeit kei−
ne Lösungen der Endlagerprobleme erkenn−

bar, die das berechtigte Interesse der Be−

völkerung am Schutz für Leben und Gesund−
heit befriedigen könnten.

Entsorgungsprobleme sind nicht bloß die der

Menschen aus der Endlagerregion. Es gibt
keine annehmbare Lösung für die Endlage−

rung; daraus folgt der heutige Zustand in
der Bundesrepublik, daß die radioaktiven

Abfälle, die in den Atomanlagen entstehen,
vor allem in immer mehr vergrößerten "Zwi−

schenlagern" auf den Anlagengeländen an−

gesammelt werden. Damit wächst die Gefähr−

dung des Betriebspersonals und der Bevöl−

kerung in der Nachbarschaft der Atoman−

lagen.
Die Bevölkerung nimmt nicht freiwillig die

Belastungen auf sich, die mit dem Vorhan−

densein von radioaktiven Abfällen verbun−

den sind. Es muß ihr die Berechtigung zuer−

kannt werden, daß sie sich nicht mit unge−

nügenden Lösungen zufrieden gibt, sondern

weitestgehende Forderungen an die Sicher−

heit von Endlagern für radioaktive Abfälle
stellt zum Schutz der Menschen undder le−

bendigen Natur für nahe und ferne Zukunft.
Ehe Überlegungen angestellt werden, die den

Namen "neues Entsorgungskonzept" verdie−

nen können, muß als erstes die Forderung

gestellt werden: Da durch jede weitere Pro−
duktion von radioaktiven Abfällen die Pro−

blemeihrer schadlosen Beseitigung ins Un−

meßbare verstärkt werden, muß dem eine

Grenze gesetzt werden durch die Abschal−

tung aller Atomanlagen. Daß dies in der

Bundesrepublik heute noch ohne schwerwie−

gende Einbußen möglich ist, wird als be−
kannt vorausgesetzt. Dies ist überdies er−

forderlich, um die Folgen der bisherigen

Energieproduktion auf die Klimaerwärmung
möglichst gering zu halten.

Eine sinnvolle Endlagerplanungist nur mög−
lich ohne den Druck, der durch den fortge−
setzten Betrieb der Atomkraftwerke verur−

sacht wird.

Zurückgewiesen werden muß die Vorstellung,
Institutionen oder Entscheidungsträgerseien

in der Lage, Lösungen für die sichere Endla−

gerung des Atommülls zu finden, die von der

Bevölkerung nachträglich akzeptiert werden

können. Das würde unweigerlich dazu füh−

ren, daß die Menschen anderswo gefällte
Entscheidungen mit für sie unannehmbaren

Folgen resigniert hinnehmen müßten.

Parteien und ihre Vertreter können nursehr

begrenzt die Interessen der Bevölkerung in

den politischen Prozeß einbringen: Sie pas−
sen sich den Stimmungen in der Bevölkerung

an, wenn sie dadurch ihre politische Macht

gestärkt sehen. Andererseits drückt sich ihr

Interesse an politischer Macht in der Bereit−

schaft zum Konsens mit anderenpolitischen
und wirtschaftlichen Mächten aus.

Deshalb muß die Forderung gestellt werden:

Es muß eine breite, öffentliche Diskussion

um alle Entsorgungs− und Endlagerprobleme
in einem demokratischen Prozeß in Gang

gesetzt werde, an dem die Bevölkerung sich

selbst unmittelbar und ungehindert beteili−

gen kann. Die Menschen müssen in der Lage

sein, gemeinschaftlich ihre Interessen zu

wahren. Möglichst viele Menschen müssen

möglichst klare Vorstellungen von den Pro−

blemen der Atommüllentsorgung und Endla−

gerung haben, sie müssen sich deshalb

selbst und unabhängig über alle Probleme

informieren und ihre Forderungen selbst

bestimmen können.
Der bestehende Konflikt zwischen der

Bevölkerung und den Anwendern und

politischen Vertretern der Atomtechnologie
muß noch für lange Zeit aufrechterhalten



werden.
Nicht nur die Menschen, die heute schon
bereit sind, ihre rationalen und emotionalen

Fähigkeiten für ihre eigenen Interessen ein−

zusetzen, müssen unterstützt werden. Auch
die übrigen, die sich gegen die uns zugemu−
teten Gefährdungen durch Radioaktivität
wehren wollen, müssen in ihrem Mut und
Selbstbewußtsein gestärkt werden, damit sie
sich auf diesen langwierigen Konflikt ein−
lassen können. Denn nur in einer zähen,
lange durchgehaltenen Auseinandersetzung
werden sie Lösungenfür die Beseitigung der
bereits vorhandenen radioaktiven Abfälle
durchsetzen können, denen sie schließlich
ihre Zustimmung geben können.

Die Beteiligung Dritter im atomrechtlichen

Genehmigungsverfahren

Die Bundesregierung, verantwortlich für die

Endlagerung der radioaktiven Abfälle, muß
auf eine baldige Genehmigung für Schacht
Konrad hoffen. Die Öffentlichkeit weiß über
die Probleme der langdauernden Gefährdung,
die mit einem Endlager in Schacht Konrad
verbundensind, nochfast nichts. Diese Be−

dingungen sind für die öffentliche Ausein−

andersetzung um die Endlagerung von Atom−

müll und Schacht Konrad ziemlich ungünstig.
Gerade deshalb ist es ratsam, der Ausle−

gungs− und Einwendungsfrist im Planfest−

stellungsverfahren nach AtG ?U 9b seine
Aufmerksamkeit zuzuwenden.
Für den Antragsteller, im Fall von Schacht
Konrad bislang die PTB, seit dem 1. Novem−

ber 1989 das Bundesamt für Umwelt− und
Strahlenschutz (BUSS) in Salzgitter, hat das

Planfeststellungsverfahren bestimmte Vor−
teile. Beim Bau und Betrieb von Endlagern
für Atommüll werden eine ganze Reihe von
Rechtsbereichen berührt, für die normaler−
weise ganz verschiedene kommunale und
Landesbehörden juristisch zuständig sind.
Nach den Regelungendes Planfeststellungs−
verfahrens muß nicht für jeden einzelnen

dieser Bereiche ein gesondertes Genehmi−

gungsverfahren eingeleitet werden, und es

wird nur eine einzige Genehmigung erteilt.

Zuständig für die Durchführung des Verfah−
rens ist als Landesbehörde das Niedersäch−
sische Umweltministerium (NMU). Ist die Ge−

nehmigung erteilt, dann kann der Einlage−
rungsbetrieb beginnen. Die Aussichten,
durch eine Klage gegen die Genehmigung den

Betriebsbeginn aufzuschieben, sind äußerst

gering, gerade weil alle juristischen Fragen
im Verlauf des Verfahrens abschließend ge−
regelt werden sollen.
Im Ablauf der Genehmigungsprozedur nach
dem Atomgesetz muß aber der Bevölkerung
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die Möglichkeit zur Wahrungihrer Interessen
in Bezug auf den Schutz von Leben, Gesund−
heit und Eigentum eingeräumt werden. Das

geschieht in der Form der Beteiligung Dritter
im Genehmigungsverfahren. Das Bundesver−

fassungsgericht hat in einem Urteil von 1980

diesem Verfahren eine so große −Bedeutung
beigemessen, daß es erklärte: "Die Beteili−

gung Dritter im atomrechtlichen Genehmi−

gungsverfahren hat Verfassungsrang", sie
ist also ein grundlegend wichtiges Recht der

Bevölkerung.
Dieses Beteiligungsverfahren istin folgender
Weise geregelt: Das NMUals Genehmigungs−
behörde muß die eingereichten Antragsun−
terlagen, den sogenannten Plan für Schacht

Konrad, in einer zweimonatigen Frist öffent−
lich zugänglich auslegen. Diese Frist muß

spätestens eine Woche vor Beginn im Bun−

desanzeiger, im Niedersächsischen Ministeri−
alblatt und in geeigneten Tageszeitungen
bekanntgemacht werden. Während der Ausle−

güngsfrist können Dritte den Plan einsehen
und gegen die Planung des Endlagers
schriftlich Einwendungen erheben. Dieses
Recht steht nicht nur den Anwohnern in der

Region zu, sondern allen erwachsenen Men−

schen, auch über die Grenzen der Bundesre−

publik hinaus. Mit dem Sammeln von Ein−

wendungsunterschriften können alle Argu−
mente, die gegen ein Endlager in Schacht

Konrad sprechen, in die Öffentlichkeit ge−
bracht werden.
Die Einwendungen müssen in einem Erörte−

rungstermin zwischen dem Antragsteller,
also heute dem BUSS, der Genehmigungsbe−
hörde und den Einwendern diskutiert wer−
den.
Erst nach der Prüfung des Ergebnisses des

Erörterungstermins kann die Genehmigungs−
behörde die Genehmigungerteilen. Sie müßte

den Planfeststellungsbeschluß versagen,
wenn auch durch Auflagen, Bedingungen
oder Befristungen Beeinträchtigungen des

Wohls der Allgemeinheit nicht vermieden
werden können. Zu diesem Eingeständnis
könnte sie aber nur gezwungen werden, wenn
die Gefährdungen durch ein Endlager
Schacht Konrad in einer politisch wirksamen

Auseinandersetzung der breiten

Öffentlichkeit bekanntwerden. Wichtige

Diskussionspunkte wären neben den

Gefährdungen, die vom Einlagerungsbetrieb
ausgehen, auch die Unfähigkeit der PTB, die

von der RSK geforderte Sicherheitsanalyse

angemessen durchzuführen, und erst recht

die viel weiter gehende Forderung nach

wirklicher langfristiger Sicherheit, die durch
ein Endlager gewährleistet sein muß, der
Schacht Konrad überhaupt nicht genügen
kann.
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Für. diese Auseinandersetzung bietet die

Beteiligung Dritter im Genehmigungsverfah−
ren eine wichtige Handhabe. Das geht nicht
nur aus dem Spruch des Bundesverfassungs−
gerichts hervor, es gibt auch schon entspre−
chende Erfahrungen. Nur was die Menschen,
die sich gegen Atomanlagen wehren wollten,
selbst in die Auseinandersetzung einge−
bracht haben wurde auch in der Öffentlich−
keit als gesellschaftliches Problem erkannt.
Ein Beispiel dafür ist der lange, zähe Wider−
stand gegen die Wiederaufarbeitungsanlage
(WAA) in Wackersdorf. Während sich die Be−
völkerung durch die bedrohlichen Polizeie−
insätze nicht von den dauernden kleineren
und größeren Demonstrationen am Bauzaun
abhalten ließ, wurden im Frühjahr 1988
während der Zeit der Auslegungsfrist allein
in der Bundesrepublik an die 350 000Ein−

wendungen gesammelt. Schon dadurch wurde
das Interesse der vielen Menschen, die ihre
Unterschrift gaben, und das der Öffentlich−
keit noch mehrals bisher auf die WAA−Pro−
bleme gelenkt. Der fünfwöchige Erörterungs−
termin wurde zum Tribunal für die DWK und
ihre Vertreter; und als der Termin abgebro−
chen wurde, verstanden das alle Anwesen−
den als Niederlage für die DWK. Zur Teilnah−

me an der großen Demonstration im Oktober
1988 waren viele Menschen neu gewonnen
worden, die sich an dem Einwendungsver−
fahren beteiligt hatten. Nach dem Aufgeben
der WAA im März 1989 kommentierte das ein
Vertreter der Kernforschungsanlage Jülich,
Herr Merz: "Neben den ökonomischen Vortei−
len dürften politische Gründe mindestens
ebenso ausschlaggebend für die unerwartete

Entscheidung der Veba... gewesen sein. Das

juristische Hick−Hack, das ... über die Jahre
1986 bis im Frühjahr 1989 im Rahmen des

Genehmigungsverfahrens stattgefunden hat

und die parallel dazu abgelaufenen Demon−
strationen am Baugelände und während der

Anhörungsverfahren, sprechen für sich"

(atomwirtschaft, Oktober 1989, S.476).
Als Siemens−Interatom von 1987 bis 1989

versuchte, den Bau neuer Atomkraftwerke
vom Typ HTR−Modul in der Bundesrepublik
durchzusetzen, erwies sich schon die Vorbe−

reitung auf die Einwendungsfrist als prakti−
sche Methode, die Diskussion um den HTR−

Modul in die ganze Bundesrepublik zu tra−

gen. An den Orten, die als zukünftige Stan−

dorte ins Gerede gekommen waren, in Helm−

stedt, im Emsland und bei Rosenheim in

Oberbayern, entwickelte sich schnell der

Widerstand der Bevölkerung, der auch in
öffentlichen Aktionen zum Ausdruck kam. Im
Lauf dieser Auseinandersetzungen erkannten
auch ursprünglich am HTR−Modul interes−
sierte Industrieunternehmen und Stadtwerke,
daß dieser AKW−Typ noch völig unausgereift
war und wirtschaftlich nicht zu vertreten
war. Den vielen Menschen,die bereit waren,
sich am Sammeln von Einwendungen und an

öffentlichen Aktionen zu beteiligen, gelang
es schließlich, den Abbruch des Genehmi−

gungsverfahrens zu erzwingen.
Man muß klar sehen, daß die Bedingungen
für die Menschen, die sich gegen Schacht

Konrad wehren wollen, ungleich schwieriger
sind. Neben den anderen Vorgehensweisen,
auf die Hoffnungen gesetzt werden, sollte

versucht werden, schon die Vorbereitung für
das Sammeln von Einwendungen und die Be−

teiligung Dritter im Genehmigungsverfahren
mit aller Energie zu nutzen, um die öffentli−

che Auseinandersetzung um Schacht Konrad

und die Endlagerung in Gang zu bringen.
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